Wie zentral sind die Abschlussprüfungen an deutschen Schulen wirklich? by Birkenfeld, Florian & Hanafy, Shima'a
econstor
www.econstor.eu
Der Open-Access-Publikationsserver der ZBW – Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft
The Open Access Publication Server of the ZBW – Leibniz Information Centre for Economics
Nutzungsbedingungen:
Die ZBW räumt Ihnen als Nutzerin/Nutzer das unentgeltliche,
räumlich unbeschränkte und zeitlich auf die Dauer des Schutzrechts
beschränkte einfache Recht ein, das ausgewählte Werk im Rahmen
der unter
→  http://www.econstor.eu/dspace/Nutzungsbedingungen
nachzulesenden vollständigen Nutzungsbedingungen zu
vervielfältigen, mit denen die Nutzerin/der Nutzer sich durch die
erste Nutzung einverstanden erklärt.
Terms of use:
The ZBW grants you, the user, the non-exclusive right to use
the selected work free of charge, territorially unrestricted and
within the time limit of the term of the property rights according
to the terms specified at
→  http://www.econstor.eu/dspace/Nutzungsbedingungen
By the first use of the selected work the user agrees and
declares to comply with these terms of use.
zbw
Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft
Leibniz Information Centre for Economics
Birkenfeld, Florian; Hanafy, Shima'a
Working Paper
Wie zentral sind die
Abschlussprüfungen an deutschen
Schulen wirklich?
Passauer Diskussionspapiere: Volkswirtschaftliche Reihe, No. V-55-08
Provided in cooperation with:
Universität Passau
Suggested citation: Birkenfeld, Florian; Hanafy, Shima'a (2008) : Wie zentral sind die
Abschlussprüfungen an deutschen Schulen wirklich?, Passauer Diskussionspapiere:
Volkswirtschaftliche Reihe, No. V-55-08, http://hdl.handle.net/10419/54996 
 
 
Wie zentral sind die Abschlussprüfungen 








Diskussionsbeitrag Nr. V-55-08 
 











Die Gruppe der volkswirtschaftlichen Professoren 
der Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät 

















Adresse der Autoren: 
 





Telefon: 0851 509-2544 




Für den Inhalt der Passauer Diskussionspapiere ist der jeweilige Autor verantwortlich.  
Es wird gebeten, sich mit Anregungen und Kritik direkt an den Autor zu wenden. 
Wie zentral sind die Abschlussprüfungen 








Diskussionsbeitrag Nr. V-55-08 
 
Volkswirtschaftliche Reihe ISSN 1435-3520 Wie zentral sind die








Dieser Aufsatz ¨ uberpr¨ uft die Zentralit¨ at der Abschlusspr¨ ufungen in den
unterschiedlichen Schulsystemen der deustchen Bundesl¨ ander. Wir wollen
damit dazu beitragen, zuk¨ unftige ¨ okonometrische Arbeiten zu zentralen Ab-
schlusspr¨ ufungen detaillierter ausgestalten zu k¨ onnen.
JEL Klassiﬁkation: I21; I28;
Schlagworte: Zentrale Abschlusspr¨ ufung; Schulsysteme; Deutschland
∗Unser Dank gilt Ludger W¨ oßmann, der diese Arbeit mit angeregt hat. Außerdem sind wir den vielen
freundlichen und hilfsbereiten Beamten der Ministerien und statistischen ¨ Amter verpﬂichtet, die uns
meist sehr zuvorkommend und schnell mit Antworten und Daten versorgt haben.
†Lst. f¨ ur VWL mit Schwerpunkt Wirtschafts- und Sozialpolitik, Universit¨ at Passau, Innstraße 27,
94032 Passau. Tel +49 (0) 851 509-2544, e-mail: ﬂorian.birkenfeld@uni-passau.de (corresponding
author)
‡Lst. f¨ ur VWL mit Schwerpunkt Wirtschafts- und Sozialpolitik, Universit¨ at Passau, Innstraße 27,
94032 Passau. Tel +49 (0) 851 509-2541, e-mail: shimaa.hanafy@yahoo.de1 Einf¨ uhrung
Die Schulsysteme verschiedener L¨ ander unterschieden sich in einer Vielzahl von Merk-
malen. Bei den institutionellen Regelungen im Schulbetrieb haben sich in diversen Un-
tersuchungen insbesondere das Alter, in dem die Sch¨ uler in manchen L¨ andern aus dem
Primarbereich in ein gegliedertes Sekundarschulsystem ¨ ubergehen sowie das Vorhanden-
sein zentraler Abschlusspr¨ ufungen als relevant herausgestellt (Schnepf (2002), W¨ oßmann
(2003), Fuchs und W¨ oßmann (2004), J¨ urges und Schneider (2004), Ammerm¨ uller (2005),
Pekkarinen (2006)).
Bishop (1999, 354f) sowie Bishop und W¨ oßmann (2001, 14-16) nennen drei Wirkungs-
kan¨ ale, auf denen zentrale externe Abschlusspr¨ ufungen zu besseren Sch¨ ulerleistungen
f¨ uhren.
1. Eine st¨ arkere Belohnung des Sch¨ ulers f¨ ur die Lernanstrengung: ¨ Uber die Note ist
nicht mehr nur ein Vergleich mit den Sch¨ ulern der gleichen Klasse m¨ oglich, sondern
ein Vergleich mit allen Sch¨ ulern, die die gleiche Abschlusspr¨ ufung ablegen.
2. Weniger Gruppendruck in der Klasse gegen Lernen und Mitarbeit im Unterricht:
Wenn der jeweilige Lehrer f¨ ur die Abschlusspr¨ ufung verantwortlich ist, so kann es
f¨ ur schw¨ achere Sch¨ uler sinnvoll sein, durch St¨ oren das Unterrichtsniveau gering zu
halten. Dies geschieht in der Hoﬀnung, der Lehrer werde die Pr¨ ufung dann auch
entsprechend einfach halten.
3. Eine st¨ arkere ¨ Uberwachung von Lehrern und Schulen: Genauso wie ein durch
Sch¨ uler gest¨ orter Unterricht nicht mehr zu leichteren Pr¨ ufungsaufgaben f¨ uhrt, ist
auch ein vom Lehrer verursachter schwacher Unterricht nicht mehr durch leichte
Aufgaben oder großz¨ ugige Bewertung1 kaschierbar.
In dem von Bishop und W¨ oßmann (2001) formulierten Modell f¨ uhren alle drei Wir-
kungskan¨ ale zu einer gr¨ oßeren Anstrengung seitens der Sch¨ uler und ¨ uber eine Vielzahl
von Sekund¨ areﬀekten zu h¨ oheren staatlichen Ausgaben f¨ ur die Schulen. Beides f¨ uhrt
dann wiederum zu einer h¨ oheren Qualit¨ at der Schulen.
Auch im deutschen Bildungsf¨ oderalismus lassen sich diese Unterschiede identiﬁzieren.
Da viele der sonstigen Makrovariablen innerhalb Deutschlands identisch sind, bieten sich
die Bundesl¨ ander als Mikrokosmos geradezu an.
1In Nordrhein-Westfalen ergab beispielsweise eine Untersuchung der Abiturbenotung, dass rund zehn
Prozent der Arbeiten zu gut bewertet worden waren (Voss, 1998, 5).
11.1 Zentrale Abschlusspr¨ ufung
In Schweden wurde in den 1970er Jahren ein System zentraler Abschlusspr¨ ufungen aufge-
geben. Bishop (1999) nutzt speziell diese Reform, um zu zeigen, dass schwedische Sch¨ uler
danach weniger anspruchsvolle Kurse gew¨ ahlt haben und im internationalen Vergleich
sp¨ ater auch schlechter abschnitten. Dar¨ uber hinaus untersucht Bishop (1999) diverse
L¨ ander und kanadische Provinzen anhand von vier Schulvergleichsstudien.Es zeigt sich,
dass Sch¨ uler, die ihre Schullaufbahn mit einer zentralen Pr¨ ufung abschließen, vergleichs-
weise h¨ ohere Leistungen erbringen.
W¨ oßmann (2003, 140) ﬁndet mit TIMSS-Daten u.a. große Unterschiede in den Leis-
tungen von Sch¨ ulern, die in Staaten mit zentralen Pr¨ ufungen und solchen, die in Staaten
ohne zentrale Abschlusspr¨ ufungen die Schule besuchen. Die verwendete Deﬁnition ”some
kind of centralized examinations in the sense that a central decision-making authority
has exclusive responsibility for or gives approval of the content of examinations“ erscheint
allerdings sehr vage. Dennoch fallen nur 15 der 39 L¨ ander darunter.
Fuchs und W¨ oßmann (2004) untersuchen anhand des PISA-2000-Datensatzes u.a. die
Auswirkungen zentraler Abschlusspr¨ ufungen auf die Sch¨ ulerleistungen in den Bereichen
Mathematik, Leseverst¨ andnis und Naturwissenschaften. Ein wirklich signiﬁkanter Eﬀekt
ergibt sich lediglich f¨ ur Mathematik.
J¨ urges und Schneider (2004) ﬁnden in einer Analyse auf Staatenebene aggregierter
Daten nur einen geringen und widerspr¨ uchlichen Einﬂuss zentraler Abschlusspr¨ ufungen,
sind sich jedoch bewusst, dass die Analyse von Sch¨ ulerleistungen in aggregierter Form
stark von Ausreißern beeinﬂusst sein kann. F¨ ur die Einteilung der Staaten bez¨ uglich
zentraler Abschlusspr¨ ufungen verweisen sie auf Bishop (1997, 1999).
W¨ oßmann (2005) weist anhand von TIMSS- und PISA-Daten diﬀerenziert den Einﬂuss
zentraler Abschlusspr¨ ufungen auf die Sch¨ ulerleistung nach. Seine wichtigsten Ergebnis-
se sind, dass zentrale Pr¨ ufungen f¨ ur gute Sch¨ uler von gr¨ oßerem Nutzen sind als f¨ ur
schlechte, dass sie die Nachteile von Kindern aus Immigrantenfamilien und bildungsfer-
nen Schichten reduzieren und dass zentrale Abschlusspr¨ ufungen komplement¨ ar zu einem
hohen Grad an Schulautonomie sind: Zentrale Abschlusspr¨ ufungen wirken umso st¨ arker
auf die Sch¨ ulerleistungen aus, je autonomer die Schulen bei Unterrichtsgestaltung und
Personalpolitik agieren k¨ onnen.
Leider macht W¨ oßmann keine konkreten Aussagen dar¨ uber, wie welches Land bzw.
welche Region bez¨ uglich der Zentralit¨ at der Abschlusspr¨ ufungen bewertet wird.
J¨ urges u.a. (2005) ﬁnden in einer Untersuchung der TIMSS-Daten auf Ebene der
deutschen Bundesl¨ ander einen positiven Eﬀekt zentraler Abschlusspr¨ ufungen auf die
2Sch¨ ulerleistungen, der etwa dem Drittel eines Schuljahres entspricht. Die Autoren weisen
dies anhand des Unterschiedes im Ergebnis des Mathematik- (teilweise zentrale Pr¨ ufung)
und Naturwissenschaftstests (keine zentrale Pr¨ ufung) der einzelnen Sch¨ uler an Haupt-
und Realschulen nach.
W¨ oßmann (2007) untersucht anhand von Makrovariablen und aggregierten PISA-
2003-Daten auf Ebene der deutschen Bundesl¨ ander den Einﬂuss zentraler Abschluss-
pr¨ ufungen, verschiedener Selektionsalter und des Anteils an Sch¨ ulern an Privatschulen.
Zentrale Abschlusspr¨ ufungen erh¨ ohen die Leistungen der Sch¨ uler, haben aber keinen
Einﬂuss auf die Gleichheit2. Ein h¨ oheres Selektionsalter wiederum erh¨ oht die Gleichheit,
hat aber keinen Einﬂuss auf die H¨ ohe der Leistung. Ein hoher Anteil von Privatsch¨ ulern
verbessert beide Ergebnisse.
Deutschland ist nicht einfach ein Land mit zentralen Abschlusspr¨ ufungen. Sowohl
zwischen den Bundesl¨ andern als auch zwischen den Schulformen muss hier unterschieden
werden. Auch Arbeiten, die die deutschen Bundesl¨ ander lediglich in eine Gruppe mit
und eine Gruppe ohne zentrale Abschlusspr¨ ufungen unterteilen, greifen zu kurz.3 Die
relevanten Unterschiede sollen in Abschnitt 2 aufgezeigt werden.
Uns ist durchaus bewusst, dass nur mit einem detaillierten Datensatz f¨ ur Deutsch-
land eine Auswertung dieser relevanten Unterschiede m¨ oglich ist. In der Hoﬀnung, den
PISA-E-Datensatz von 2003 eines Tages hierzu verwenden zu k¨ onnen4, soll f¨ ur jedes
Bundesland die Gesetzeslage dieser Zeit ber¨ ucksichtigt werden.
Zur politischen Diskussion in Deutschland sei bspw. auf den ¨ Uberblick bei Hoymann
(2005, Kap. 4) verwiesen.
1.2 Gegliedertes Schulsystem
Mit der Begr¨ undung, Sch¨ uler mit unterschiedlichen Begabungen auch unterschiedlich
f¨ ordern zu k¨ onnen, haben verschiedene Staaten gegliederte Schulsysteme entwickelt. Die
Trennung in die unterschiedlichen Schulformen erfolgt dabei in ganz unterschiedlichen
Altersstufen, allerdings in kaum einem Land so fr¨ uh wie in Deutschland.5 So positiv
2Ein starker Einﬂuss des famili¨ aren Hintergrunds wird als hohe Ungleichheit angenommen.
3Einen knappen ¨ Uberblick zum durchaus unterschiedlich gebrauchten Begriﬀ Zentralabitur liefern
bspw. Bade und Strebe (1993). Sie stellen insbesondere die Unterschiede zwischen Baden-W¨ urttem-
berg und Bayern heraus.
4Wie schwierig es ist, diese Daten zu Forschungszwecken nutzen zu d¨ urfen, zeigen bspw. die entspre-
chenden Anmerkungen bei Schnepf (2002, 26) oder W¨ oßmann (2007, 3). Die Kultusministerkonfe-
renz (2002, 2) will zwar ”das PISA-Instrumentarium auch f¨ ur bundesinterne Leistungsvergleiche“
verwenden, macht den Datensatz jedoch bisher nicht frei nutzbar.
5Vergleiche ﬁnden sich bspw. bei Ariga und Brunello (2007).
3diese Gliederung sich auf die Besten auswirken mag, so bemerken Baumert u.a. (2003b,
267) doch ganz richtig: ”Soziale Segregation ist die Kehrseite institutioneller Leistungs-
diﬀerenzierung.“
Schnepf (2002) untersucht u.a. die unterschiedlichen Regelungen f¨ ur den ¨ Ubergang
von der deutschen Primar- in die Sekundarstufe. Sie zeigt, dass die einmal getroﬀene
Entscheidung kaum je revidiert wird, obwohl teilweise selbst Hauptsch¨ uler den Anfor-
derungen des Gymnasiums durchaus gewachsen w¨ aren, und dass die Entscheidung sich
eben nicht durchgehend an den Leistungen der Sch¨ uler orientiert.
Ammerm¨ uller (2005) untersucht u.a. den Einﬂuss eines gegliederten Schulsystems und
eines hohen Anteils an Privatschulen. Beides geht mit einem st¨ arkeren Einﬂuss der so-
zialen Herkunft auf die Schulleistung einher.
Pekkarinen (2006) nutzt den Umstand, dass in den 1970er Jahren das Selektionsalter
in Finnland von 10-11 auf 15-16 Jahre heraufgesetzt wurde und diese Reform in den
einzelnen Landkreisen in verschiedenen Jahren erfolgte. M¨ adchen haben von der Re-
form insofern proﬁtiert, als sie bei h¨ oherem Selektionsalter in der Schule mit gr¨ oßerer
Wahrscheinlichkeit eine Hochschule besuchen. F¨ ur Jungen beobachtet er einen negativen
Eﬀekt. Pekkarinen f¨ uhrt diesen Unterschied auf die bei Jungen sp¨ ater einsetzende Pu-
bert¨ at zur¨ uck. Das Schulsystem Finnlands war vor der Reform dem heutigen deutschen
System sehr ¨ ahnlich.
Allgemein gilt der famili¨ are Hintergrund als durchaus bedeutsam f¨ ur die Leistung ei-
nes Sch¨ ulers. Sch¨ utz u.a. (2005) untersuchen, durch welche Rahmenbedingungen dieser –
in Deutschland besonders starke – Einﬂuss im Sinne der Chancengerechtigkeit reduziert
werden kann. Als eine zentrale negative Einﬂussgr¨ oße erweist sich hier das fr¨ uhe Alter,
in dem die Sch¨ uler in einem gegliederten Schulsystem getrennt werden. Als weiteres Er-
gebnis weisen Sch¨ utz u.a. nach, dass ein hoher Anteil privater Finanzierung von Schulen
mit gr¨ oßerer Ungleichheit, ein hoher Anteil privaten Betriebs von Schulen jedoch mit
gr¨ oßerer Gleichheit einhergeht. Die gr¨ oßere Gleichheit scheint dar¨ uber hinaus nicht auf
Kosten der durchschnittlichen Leistung der Sch¨ uler zu Stande zu kommen.
Die Einf¨ uhrung einer so genannten F¨ orderstufe in Hessen nutzt Weber (2006), um
unterschiedliche Selektionsalter unter sonst weitestgehend gleichen Bedingungen zu un-
tersuchen. Da Eltern schw¨ acherer Sch¨ uler h¨ auﬁger die F¨ orderstufe w¨ ahlen, hat die Arbeit
Probleme mit Endogenit¨ at, die aber mittels Kontrollvariablen gel¨ ost werden. Es zeigt
sich, dass die F¨ orderstufe – Weber sieht Parallelen zu Gesamtschulen – in Hessen keine
allgemeinen negativen Auswirkungen auf die Sch¨ ulerleistung hat.
Michaelowa und Bourdon (2006) untersuchen den Einﬂuss von Heterogenit¨ at (bez¨ ug-
4lich Migrationshintergrund und F¨ ahigkeiten) in der Sch¨ ulerschaft auf die Mathematiker-
gebnisse von PISA 2003. Sie ﬁnden, dass eine gr¨ oßere Heterogenit¨ at meist mit h¨ oheren
Leistungen und einer geringeren Streuung einhergeht. Michaelowa und Bourdon fordern
daher, die fr¨ uhe Selektion in Deutschland aufzuheben oder zumindest die Sortierung der
Sch¨ uler nach F¨ ahigkeiten von der Diskriminierung nach sozio-¨ okonomischem Status zu
trennen. Hierzu fordern sie standardisierte Tests und weniger Einﬂuss der Eltern.
2 Bundesl¨ ander
Die Schulsysteme in Deutschland haben bei allen f¨ oderalistischen Eigenheiten doch auch
vieles gemein. Die Einschulung ﬁndet regelm¨ aßig mit sechs Jahren statt und es existiert
eine meistens vier Jahre umfassende Grundschule. Berlin und Brandenburg haben eine
sechsj¨ ahrige Grundschule, in Bremen gibt es diese als Schulversuch.
Der ¨ Ubergang in die Sekundarstufe ist unterschiedlich ausgestaltet. In manchen L¨ an-
dern entscheiden allein die Eltern in welcher Schulform ihr Kind seine Schullaufbahn fort-
setzt, in anderen ist dies von den Leistungen des Sch¨ ulers in der Grundschule abh¨ angig.
Es gibt in allen Bundesl¨ andern Gymnasien. Diese sind acht- oder neunj¨ ahrig (bei
verl¨ angerter Grundschuldauer sechs- oder siebenj¨ ahrig) ausgestaltet und schließen mit
der Abiturpr¨ ufung ab, die jedoch immer nur einen Teil der gesamten Abiturnote aus-
macht. Die Bedeutung der Abiturpr¨ ufung f¨ ur die Gesamtnote ist zwischen den Bun-
desl¨ andern durchaus unterschiedlich hoch.
Daneben existieren Real- und Hauptschulen, die in manchen Bundesl¨ andern unter
einem Dach betrieben werden. In diesen Bundesl¨ andern f¨ allt eine m¨ ogliche Entscheidung
gegen das Gymnasium ebenfalls am Ende der Grundschulzeit, die Wahl zwischen Real-
und Hauptschule ﬁndet jedoch erst sp¨ ater statt. Ein ¨ Uberblick zur Diskussion um die
Zusammenlegung von Haupt- und Realschule ﬁndet sich bei Koch (2006).
Die Abschl¨ usse der Sekundarstufe I unterscheiden sich zwischen den Bundesl¨ andern
geringf¨ ugig in ihren Bezeichnungen. Oft wird der Haupt- und/oder Realschulabschluss
zus¨ atzlich mit der Bezeichnung qualiﬁzierend oder qualiﬁziert angeboten. Hierzu ist dann
eine zus¨ atzliche Pr¨ ufung abzulegen.
In Bayern und teilweise in Nordrhein-Westfalen werden explizit Volksschulen ausge-
wiesen. Es handelt sich um Hauptschulen, die organisatorisch mit einer Grundschule
verbunden sind. In Rheinland-Pfalz taucht diese Schulform als organisatorisch verbun-
dene Grund- und Haupt- bzw. Regionale Schule in den Statistiken auf. Auch andere
Bundesl¨ ander organisieren den Schulbetrieb in dieser Weise, trennen die Schulen jedoch
in ihren Statistiken.
5Ferner existieren in allen Bundesl¨ andern Gesamtschulen. In Baden-W¨ urttemberg und
Bayern gibt es lediglich die privaten Freien Waldorfschulen und nur vereinzelte ¨ oﬀentliche
Gesamtschulen, in anderen Bundesl¨ andern werden in gr¨ oßerer Zahl ¨ oﬀentliche kooperati-
ve bzw. integrative Gesamtschulen betrieben. In kooperativen Gesamtschulen teilen sich
Haupt- und Realschule sowie teilweise Gymnasium vor allem Geb¨ aude und Verwaltung,
gemeinsamer Unterricht ﬁndet nur in geringem Umfang statt. Integrierte Gesamtschulen
hingegen bieten f¨ ur ihre Sch¨ uler nach deren F¨ ahigkeiten diﬀerenzierte Kurse an. So ist es
m¨ oglich, in einem Fach auf Gymnasial- und in einem anderen Fach auf Hauptschulniveau
unterrichtet zu werden.
Die Abschlusspr¨ ufungen sind von Bundesland zu Bundesland und von Schulform zu
Schulform unterschiedlich gestaltet. Die Zentralit¨ at der einzelnen Abschlusspr¨ ufungen
und das Alter in dem Entscheidungen ¨ uber Bildungswege fallen, sollen im Folgenden f¨ ur
alle Bundesl¨ ander dargestellt werden.
2.1 Baden-W¨ urttemberg
Das Statistische Landesamt Baden-W¨ urttemberg weist die in den Tabellen 1 und 2
dargestellten Sch¨ ulerzahlen f¨ ur die Schuljahre 2003/04 bzw. 2006/07 aus.6
Die Grundschule dauert vier Jahre. Zu Beginn des 2. Halbjahres der Klasse 4 wird
von Seiten der Grundschule eine Grundschulempfehlung entweder f¨ ur eine freie Wahl
der Schulart oder f¨ ur eine eingeschr¨ ankte Wahl der Hauptschule bzw. der Haupt- oder
Realschule ausgesprochen. Bei dieser Empfehlung spielen nicht nur die Noten, sondern
auch das Lern- und Arbeitsverhalten des Kindes eine Rolle. Sollten die Eltern mit der
Grundschulempfehlung nicht ¨ ubereinstimmen, k¨ onnen sie ihr Kind an einem besonderen
Beratungsverfahren und/oder an einer landeseinheitlichen Aufnahmepr¨ ufung teilnehmen
lassen (Kultusministerkonferenz, 2006, 9).
Die Hauptschule umfasst f¨ unf Schuljahre und wird mit der Hauptschulabschluss-
pr¨ ufung in den F¨ achern Deutsch, Mathematik und einer Fremdsprache abgeschlossen.
Die Pr¨ ufungsaufgaben werden seit 1984 zentral vom Kultusministerium gestellt.7 Die
Bewertung ﬁndet laut Schreiben des Ministeriums vom 8.11.2007 dezentral statt.
Nach § 7 Abs. 2 SchG baut die Realschule in der Normalform auf der Grundschu-
le, in der Aufbauform auf der siebten Klasse der Hauptschule auf. Sie umfasst in der
62003: Schreiben des Statistischen Landesamts vom 21.2.2008; 2006: www.statistik.baden-
wuerttemberg.de/Veroeﬀentl/Statistische Berichte/3231 06001.pdf; bei den Schulen besonderer Art
handelt es sich um Gesamtschulen.
7Schreiben des Ministeriums vom 4.4.2008
6Schulen Sch¨ uler davon Privatsch¨ uler
Grundschulen 2506 446596 6488
Hauptschulen 1207 208678 3839
Realschulen 427 236656 10756
Gymnasien 373 284832 28470
Schulen besonderer Art 3 4105 0
Freie Waldorfschulen 46 21529 21529
Tabelle 1: Schulen und Sch¨ uler in Baden-W¨ urttemberg 2003/04
Schulen Sch¨ uler davon Privatsch¨ uler
Grundschulen 2552 447796 7568
Hauptschulen 1226 182988 4254
Realschulen 472 244836 11351
Gymnasien 436 333322 31262
Schulen besonderer Art 3 4348 0
Freie Waldorfschulen 52 22971 22971
Tabelle 2: Schulen und Sch¨ uler in Baden-W¨ urttemberg 2006/07
Normalform sechs und in der Aufbauform drei Schuljahre. Die Realschule schließt mit
dem Realschulabschluss ab. Die schriftlichen Abschlusspr¨ ufungen werden zentral vom
Kultusministerium gestellt und umfassen die F¨ acher Deutsch, die Pﬂichtfremdsprache
sowie Mathematik. Laut § 4 Abs. 5 APRVO werden die Pr¨ ufungen vom Fachlehrer und
von einem externen Zweitkorrektor (Fachlehrer einer anderen Schule) bewertet. ”Wei-
chen die Bewertungen bis zu zwei Noten voneinander ab, gilt der Durchschnitt. Weichen
die Bewertungen um mehr als zwei Noten voneinander ab und k¨ onnen sich die Pr¨ ufer
nicht einigen, wird die Note vom Vorsitzenden des Pr¨ ufungsausschusses im Rahmen der
Bewertung festgelegt.“ Letzterer ist ein Schulaufsichtsbeamter oder ein Schulleiter einer
anderen Schule und wird von der unteren Schulaufsichtsbeh¨ orde beauftragt (§ 5 Abs. 1
APRVO). Diese zentrale Abschlusspr¨ ufung existiert laut Schreiben des Ministeriums
vom 4.4.2008 seit 1965.
Mit Beginn des Schuljahres 2004/2005 wurde in Baden-W¨ urttemberg - beginnend mit
Klasse 5 - generell das achtj¨ ahrige Gymnasium eingef¨ uhrt. Nach § 8 Abs. 2 SchG baut
das Gymnasium in seinen verschiedenen Typen in der Normalform auf der Grundschule
auf und umfasst acht Schuljahre; in der Aufbauform auf der 7. Klasse der Haupt- oder Re-
alschule und umfasst sechs Schuljahre oder auf der Fachschulreife oder der 10. Klasse der
Realschule und umfasst drei Schuljahre. Die Oberstufe umfasst nach § 8 Abs. 5 SchG die
Klasse 10 als Einf¨ uhrungsphase und die Jahrgangsstufen 11 und 12 und schließt mit der
7Abiturpr¨ ufung ab. Die schriftlichen Abiturpr¨ ufungen ﬁnden nach § 19 Abs. 1 i.V.m. § 2
Abs. 2 NGVO in den Kernkompetenzf¨ achern - Deutsch, Mathematik und einer Fremd-
sprache - und in einem vierten Fach nach Wahl statt. Die Pr¨ ufungsaufgaben werden
nach § 21 Abs. 2 vom Kultusministerium landeseinheitlich gestellt. ¨ Uber die Bewertung
bestimmt § 21 Abs. 5 NGVO: ”Jede schriftliche Arbeit wird von der Fachlehrkraft des
Sch¨ ulers und von der Fachlehrkraft eines anderen vom Oberschulamt bestimmten Gym-
nasiums ... bewertet. ... Weichen die Bewertungen um mehr als zwei Punkte voneinander
ab, muss ein Beauftragter des Oberschulamts die beiden vorangegangenen Bewertungen
¨ uberpr¨ ufen und die endg¨ ultige Bewertung ... festsetzen.“
Rechtsquellen
APRVO Verordnung des Kultusministeriums ¨ uber die Abschlusspr¨ ufung an Realschulen
(Stand 1.8.1995 bzw. November 2006)
NGVO Verordnung des KM ¨ uber die Jahrgangsstufen sowie ¨ uber die Abiturpr¨ ufung an
Gymnasium der Normalform und Gymnasium in Aufbauform mit Heim (Stand
26.9.2001 bzw. 14.1.2005)
SchG Schulgesetz f¨ ur Baden-W¨ urttemberg (Stand 17.7.2003)
2.2 Bayern
Das Bayerische Staatsministerium f¨ ur Unterricht und Kultus weist die in den Tabellen
3 und 4 dargestellten Sch¨ uler- und Schulzahlen f¨ ur die Schulformen in Bayern aus.8
Die Grundschule dauert vier Jahre. In der vierten Klasse wird auf Antrag der Eltern
im Mai ein ¨ Ubertrittszeugnis ausgestellt, in dem festgestellt wird, f¨ ur welche Schulart
das Kind geeignet ist. In diesem steht eine Durchschnittsnote aus Deutsch, Mathema-
tik, Heimat- und Sachunterricht. Die Kinder, die die entsprechenden Noten nachweisen,
d¨ urfen auf das Gymnasium bzw. auf die Realschule. Ein ¨ Ubertritt ist auch nach dem
Bestehen eines Probeunterrichts m¨ oglich.9
Die Hauptschule dauert f¨ unf Jahre. Mit dem Bestehen der 9. Klasse erhalten die
Hauptsch¨ uler das Zeugnis ¨ uber den erfolgreichen Hauptschulabschluss.
Durch die freiwillige Teilnahme an einer besonderen Leistungsfeststellung kann zus¨ atz-
lich der qualiﬁzierende Hauptschulabschluss (Quali) erworben werden, der ¨ uberdurch-




8Schulen Sch¨ uler davon Privatsch¨ uler
Volksschulen 2870 820363 20584
Realschulen 339 211333 41977
Gymnasien 405 341296 35956
Integrierte Gesamtschulen 2 1989 0
Freie Waldorfschulen 18 7168 7168
Tabelle 3: Schulen und Sch¨ uler in Bayern 2003/04
Schulen Sch¨ uler davon Privatsch¨ uler
Volksschulen 2866 771414 24382
Realschulen 349 230518 44707
Gymnasien 406 364081 36966
Integrierte Gesamtschulen 2 1937 0
Freie Waldorfschulen 18 7417 7417
Tabelle 4: Schulen und Sch¨ uler in Bayern 2006/07
schnittliche Leistungen best¨ atigt. Die Aufgabenstellung erfolgt landeseinheitlich. ”Seit
dem Schuljahr 1999/2000 wird Sch¨ ulern der Hauptschule mit guten Leistungen inner-
halb ihrer Schulart ein eigener vierj¨ ahriger Bildungsgang zum mittleren Schulabschluss
(Mittlere Reife) angeboten. Der M-Zug beginnt in der Jahrgangsstufe 7 und f¨ uhrt in der
10. Klasse zur Abschlusspr¨ ufung, die ebenfalls zentrale, landeseinheitliche Aufgabenstel-
lungen enth¨ alt.“10
Die Realschule dauert sechs Jahre. Am Ende der Jahrgangsstufe 10 ﬁndet die Re-
alschulabschlusspr¨ ufung (mittlerer Schulabschluss) statt. Nach § 68 Abs. 2 RSO stellt
das Ministerium einheitliche Aufgaben, die nach § 71 Abs. 1 von zwei Mitgliedern des
Pr¨ ufungsausschusses, die der Pr¨ ufungsvorsitzende bestimmt, bewertet werden. Mitglie-
der des Pr¨ ufungsausschusses sind nach § 66 Abs. 1 RSO vorrangig alle Lehrkr¨ afte der
Jahrgangsstufe 10.11 Statistiken ¨ uber die tats¨ achliche Zusammensetzung von Pr¨ ufungs-
aussch¨ ussen liegen laut Schreiben der Staatsregierung vom 11.3.2008 nicht vor.
Zum Schuljahr 2004/2005 wurde auf bayerischen Gymnasien mit den Klassen 5 und
6 das so genannte G8 eingef¨ uhrt, das die Verk¨ urzung der gymnasialen Schulzeit von 9
auf 8 Jahre festlegt. Die ersten G8-Abiturienten werden im Jahre 2011 das Gymnasium
verlassen.12
Nach § 80 Abs. 1 GSO werden die Aufgaben f¨ ur die schriftlichen Abiturpr¨ ufungen
10www.stmuk.bayern.de/km/schule/schularten/allgemein/hauptschule/thema/00037
11Die angegebenen Paragraphen beziehen sich auf die RSO von 2007. Die Regelungen haben seit 1983
Bestand, die einschl¨ agigen Normen waren damals §§ 55, 58, 61.
12www.g8-in-bayern.de/g8/default.asp
9und die besonderen Fachpr¨ ufungen vom Staatsministerium zentral gestellt. Das Staats-
ministerium kann anordnen, dass ersatzweise von den Schulen zu stellende Aufgaben
bereitgehalten werden. Die Bewertung ﬁndet nach § 82 GSO Abs. 2 gesondert von den
beiden gem¨ aß § 76 Abs. 3 Nr. 2 durch den Pr¨ ufungsausschuss bestimmten Berichterstat-
tern statt. Kommt eine Noteneinigung nicht zustande, so entscheidet der Vorsitzende des
Pr¨ ufungsausschusses, der nach § 76 Abs. 1 GSO der Schulleiter ist, soweit das Staatsmi-
nisterium nicht einen Ministerialkommiss¨ ar bestellt.13
Rechtsquellen
GSO Schulordnung f¨ ur die Gymnasien in Bayern (Stand 16.6.1983 bzw. 23.01.2007)
RSO Schulordnung f¨ ur die Realschulen in Bayern (Stand 16.6.1983 bzw. 18.07.2007)
2.3 Berlin
Die Senatsverwaltung f¨ ur Bildung, Jugend und Sport und das Amt f¨ ur Statistik Berlin-
Brandenburg weisen die in den Tabellen 5 und 6 dargestellten Zahlen aus.14
In Berlin dauert die Grundschule sechs Jahre. Die Schule stellt eine Bildungsgang-
empfehlung nach den Noten der Jahrgangsstufe 5 und 6. M¨ ochten die Eltern jedoch von
dieser Empfehlung abweichen, so bietet ihnen die Schule eine zus¨ atzliche Beratung an.
Sch¨ ulerinnen und Sch¨ uler, die an die Realschule oder das Gymnasium ¨ ubergehen, wer-
den zun¨ achst auf Probe f¨ ur ein Schulhalbjahr aufgenommen (Kultusministerkonferenz,
2006, 13f). Die Probezeit ist bestanden, wenn die Bedingungen f¨ ur die Versetzung erf¨ ullt
werden (§ 6 Abs. 2 Sek I-VO).
Die Hauptschule umfasst nach § 23 SchulG die Jahrgangsstufe 7 bis 10. Sie f¨ uhrt
nach dem erfolgreichen Besuch der Jahrgangsstufe 9 zum Hauptschulabschluss, der Jahr-
gangsstufe 10 zum erweiterten Hauptschulabschluss oder zum mittleren Schulabschluss.
Nach § 24 Abs. 3 SchulG umfasst die Realschule die Jahrgangsstufen 7 bis 10 und
f¨ uhrt zum mittleren Schulabschluss. Das Zeugnis der Realschule am Ende der Jahrgangs-
stufe 9 ist dem Hauptschulabschluss, das Zeugnis am Ende der Jahrgangsstufe 10 ist dem
erweiterten Hauptschulabschluss gleichwertig, wenn jeweils der f¨ ur diesen Abschluss er-
forderliche Leistungsstand erreicht worden ist.
13Die angegebenen Paragraphen beziehen sich auf die aktuelle GSO. Die Regelungen haben seit 1983
Bestand, die einschl¨ agigen Normen waren damals §§ 66, 70, 82.
14www.berlin.de/imperia/md/content/sen-bildung/bildungsstatistik/blickpunkt 2006 2007.pdf;
2003: Schreiben des Amts f¨ ur Statistik Berlin-Brandenburg vom 12.11.2007.
10Schulen Sch¨ uler davon Privatsch¨ uler
Grundschulen 450 149149 6874
Hauptschulen 60 14948 248
Realschulen 84 30056 1567
Gymnasien 121 86742 4707
Gesamtschulen 64 49919 975
Freie Waldorfschulen 8 2695 2695
Tabelle 5: Schulen und Sch¨ uler in Berlin 2003/04
Schulen Sch¨ uler davon Privatsch¨ uler
Grundschulen 444 158464 9396
Hauptschulen 57 13219 140
Realschulen 75 22578 1532
Gymnasien 112 81056 5488
Gesamtschulen 49 43518 1567
Freie Waldorfschulen 7 3036 3036
Tabelle 6: Schulen und Sch¨ uler in Berlin 2006/07
Das Gymnasium umfasst nach § 26 SchulG in der Regel die Sekundarstufe I und die
gymnasiale Oberstufe (Sekundarstufe II) und f¨ uhrt zur allgemeinen Hochschulreife. Am
Ende der Sekundarstufe I wird der mittlere Schulabschluss vergeben, welcher Bestandteil
der Versetzung in die gymnasiale Oberstufe ist.
Laut § 21 SchulG enden die Bildungsg¨ ange der Sekundarstufe I mit folgenden Ab-
schl¨ ussen: der Hauptschulabschluss, der erweiterte Hauptschulabschluss und der mittlere
Schulabschluss, wobei der mittlere Schulabschluss in einem Abschlussverfahren erworben
wird.15 Er setzt sich aus den schulischen Bewertungen der Jahrgangsstufe 10 und einer
Pr¨ ufung mindestens in den F¨ achern Deutsch, Mathematik und die erste Fremdsprache
zusammen. Nach § 49 Sek I-VO werden die Aufgabenstellungen von der Schulaufsichts-
beh¨ orde vorgegeben. Die Erstkorrektur f¨ uhrt nach § 50 Sek I-VO in der Regel die Lehr-
kraft, die in der Jahrgangsstufe 10 den regelm¨ aßigen Unterricht in dem Pr¨ ufungsfach
durchgef¨ uhrt hat. Der Pr¨ ufungsvorsitzende (der Schulleiter nach § 47 Sek I-VO) be-
stimmt eine weitere Lehrkraft, die die Zweitkorrektur durchf¨ uhrt. ¨ Uber die endg¨ ultige
Note entscheidet der Schulleiter.
Die gymnasiale Oberstufe besteht laut § 28 Abs. 2 SchulG aus einer zweij¨ ahrigen
Qualiﬁkationsphase mit einer Kombination von Grund- und Leistungskursen. Das Zen-
15Laut Email der Senatsverwaltung f¨ ur Bildung, Wissenschaft und Forschung vom 31.10.2007 wurden
die Pr¨ ufungen zum Erwerb des Mittleren Abschlusses zum ersten Mal im Schuljahr 2005/06 zentral
gestellt.
11tralabitur fand nach Angabe der Senatsverwaltung f¨ ur Bildung, Wissenschaft und For-
schung erstmals im Schuljahr 2006/07 in den F¨ achern Deutsch, Mathematik und den
Fremdsprachen statt.16 Die Aufgaben f¨ ur die schriftliche Pr¨ ufung werden nach § 39 VO-
GO von der Schulaufsichtsbeh¨ orde zentral gestellt oder aus Vorschl¨ agen der jeweiligen
Schule ausgew¨ ahlt und genehmigt. Dabei kann die Schulaufsichtsbeh¨ orde die Aufgaben-
vorschl¨ age ¨ andern, durch neue ersetzen oder die Schule zur Abgabe neuer oder ge¨ anderter
Aufgabenvorschl¨ age auﬀordern. § 23 VO-GO regelt ausf¨ uhrlich die Regeln zur Wahl der
Pr¨ ufungsf¨ acher.
Die Pr¨ ufungsbewertung legt § 41 VO-GO fest: die Erstkorrektur erledigt der Kurs-
leiter des letzten Halbjahres, die Zweitkorrektur wird von einer vom Vorsitzenden des
Pr¨ ufungsausschusses bestimmten Lehrkraft durchgef¨ uhrt. Die endg¨ ultige Note setzt der
Vorsitzende des Pr¨ ufungsausschusses fest. Letzter ist laut Schreiben der Senatsverwal-
tung f¨ ur Bildung, Jugend und Sport vom 11.12.2007 nur in Ausnahmef¨ allen der Schul-
leiter.
Auch in Berlin wurde die Schulzeit bis zum Abitur auf 12 Jahre verk¨ urzt. Dies gilt
f¨ ur Sch¨ uler, die im Schuljahr 2006/07 in die siebte Klasse gekommen sind.17
Rechtsquellen
GsVO Grundschulverordnung (Stand: 19.1.2005)
SchulG Schulgesetz f¨ ur das Land Berlin (Stand: 1.1.2007)
Sek I-VO Sekundarstufe I-Verordnung (Stand: 28.6.2007)
VO-GO Verordung ¨ uber die gymnasiale Oberstufe (Stand: 18.4.2007)
2.4 Brandenburg
Das Amt f¨ ur Statistik Berlin-Brandenburg weist die in den Tabellen 7 und 8 dargestellte
Anzahl von Sch¨ uler- und Schuldaten in Brandenburg aus.18
Die Grundschule dauert in Brandenburg sechs Jahre. Die Schule erstellt ein Gutach-
ten, das eine Empfehlung f¨ ur den Bildungsgang der Sekundarstufe enth¨ alt. ”Die Eltern
w¨ ahlen durch einen Erstwunsch und einen Zweitwunsch je eine Schule, an der ihr Kind
16www.berlin.de/imperia/md/content/sen-bwf/presse/presseinformation schuljahr 2006 2007.pdf
17www.berlin.de/sen/bildung/bildungswege/gymnasium
182003/04 und Waldorfschulen 2006/07: Schreiben des Amts f¨ ur Statistik Berlin-Branden-
burg vom 28.1.2008; 2006/07: www.statistik-berlin-brandenburg.de/Publikationen /Stat Berich-
te/2007/BI1 j06.pdf
12Schulen Sch¨ uler davon Privatsch¨ uler
Grundschulen 464 84397 1713
Realschulen 79 23249 255
Gymnasien 111 70793 2844
Gesamtschulen 220 79422 1450
Freie Waldorfschulen 5 1132 1132
Tabelle 7: Schulen und Sch¨ uler in Brandenburg 2003/04
den gew¨ unschten Bildungsgang belegen soll. Der vorrangig gew¨ unschte Bildungsgang
wird auf dem Anmeldeformular erfragt.“ (Kultusministerkonferenz, 2006)
An Gymnasien ﬁndet eine Eignungsfeststellungspr¨ ufung statt. Eine solche Pr¨ ufung ist
nicht notwenig, wenn im Grundschulgutachten die Bildungsgangempfehlung zum Erwerb
der allgemeinen Hochschule vermerkt worden ist und der Sch¨ uler bestimmte Mindestno-
ten in Deutsch, Mathe und der ersten Fremdsprache vorweist (Ministerium f¨ ur Bildung,
Jugend und Sport in Brandenburg, 2007, 15).
Nach der Primarstufe folgt die Sekundarstufe I mit den Schulformen Gesamtschule,
Gymnasium oder Oberschule.
”Die Oberschule wurde im Schuljahr 2005/06 eingef¨ uhrt, indem die bisherigen Ge-
samtschulen ohne gymnasiale Oberstufe und Realschulen zusammengef¨ uhrt wurden“.19
Sie umfasst nach § 22 BbgSchulG die Jahrgangsstufen 7 bis 10 und endet mit dem Er-
werb des erweiterten Hauptschulabschlusses und Realschulabschlusses. Der Unterricht
kann kooperativ oder integrativ erteilt werden.
Das Gymnasium umfasst nach § 21 BbgSchulG die Jahrgangsstufen 7 bis 12. Das
neue brandenburgische Schulgesetz vom 15.12.2006 legte die Verk¨ urzung der allgemeinen
Schulzeit bis zum Abitur auf zw¨ olf Jahre fest.
Seit Sommer 2003 nehmen alle Sch¨ ulerinnen und Sch¨ uler der Jahrgangsstufe 10 an
Oberschulen, Gesamtschulen und Gymnasien an Pr¨ ufungen in mindestens vier F¨ achern
teil.20 Nach § 27 Sek-I-V werden die Aufgaben f¨ ur die schriftlichen Pr¨ ufungen zentral
durch das Ministerium gestellt.
Die Pr¨ ufungsarbeiten werden nach Nr. 10 Abs. 4 VV-Sek I-V von der Fachlehrkraft
korrigiert und abschließend beurteilt. Abs. 5 f¨ ugt hinzu, dass zur Sicherung einheitlicher
Standards vier zuf¨ allig ausgew¨ ahlte Pr¨ ufungsarbeiten von einer von dem Pr¨ ufungsvor-
sitzenden bestimmten weiteren Lehrkraft korrigiert und beurteilt werden. Weichen die
Beurteilungen voneinander ab, so verst¨ andigen sich die beiden Lehrkr¨ afte ¨ uber die ab-
19www.mbjs.brandenburg.de/sixcms/detail.php/lbm1.c.192146.de
20Schreiben des Ministeriums vom 18.12.2007.
13Schulen Sch¨ uler davon Privatsch¨ uler
Grundschulen 468 99147 4179
Oberschulen 165 39860 844
Gymnasien 106 58791 3915
Gesamtschulen 39 21924 1211
Freie Waldorfschulen 4 1157 1157
Tabelle 8: Schulen und Sch¨ uler in Brandenburg 2006/07
schließende Beurteilung. Kommt keine Einigung zustande, wird die Beurteilung von der
Fachlehrkraft festgelegt. Der Pr¨ ufungsvorsitzende ist zu informieren.
Das Zentralabitur gilt erstmals f¨ ur die Absolventen der gymnasialen Oberstufe ab
dem Schuljahr 2004/05.21 Nach § 25 GOSTV legt das zust¨ andige Ministerium die F¨ acher
fest, in denen die schriftlichen Abiturpr¨ ufungen mit zentralen Aufgabenstellungen durch-
zuf¨ uhren sind und stellt diese Aufgaben. Die Erstkorrektur der schriftlichen Pr¨ ufungsar-
beiten erfolgt nach § 27 GOSTV in der Regel durch die Lehrkraft des letzten Halbjahres.
Ein Zweitkorrektor wird vom Pr¨ ufungsvorsitzenden (Schulleiter einer Schule mit gymna-
sialer Oberstufe) bestimmt, der nach § 19 GOSTV wiederum vom Leiter des staatlichen
Schulamtes bestimmt wird. Die Zweitkorrektur ﬁndet laut Schreiben des Ministeriums
f¨ ur Bildung, Jugend und Sport in Brandenburg vom 6.12.2007 nicht extern statt.
Rechtsquellen
BbgSchulG Brandenburgisches Schulgesetz (Stand: 2006)
GOSTV Verordnung ¨ uber die Ausbildung und Pr¨ ufung in der gymnasialen Oberstufe
(Stand: 29.9.2005)
GV Verordnung ¨ uber den Bildungsgang der Grundschule (Stand: 2.8.2007)
Sek-I-V Verordnung ¨ uber die Bildungsg¨ ange in der Sekundarstufe I (Stand: 2.8.2007)
VV-Sek I-V Verwaltungsvorschriften zur Sekundarstufe I-Verordnung (Stand: 2.8.2007)
21www.mbjs.brandenburg.de/sixcms/detail.php/lbm1.c.223776.de







Freie Waldorfschulen 855 855
Tabelle 9: Sch¨ uler in Bremen 2003/04
2.5 Bremen
Die Beh¨ orde des Senators f¨ ur Bildung und Wissenschaft weist f¨ ur die Schuljahre 2003/04
bzw. 2006/07 die in den Tabellen 9 und 10 dargestellten Schul- und Sch¨ ulerzahlen aus.22
Die Grundschule umfasst die Jahrgangsstufen 1 bis 4. Sie kann als Schulversuch23
um die Jahrgangsstufen 5 und 6 erweitert werden (§ 18 Abs. 1 BremSchulG). Die El-
tern erhalten in der 4. Klasse eine Empfehlung f¨ ur den ¨ Ubergang in eine weiterf¨ uhren-
de Schule und k¨ onnen nach einem Beratungsgespr¨ ach den weiteren Bildungsweg f¨ ur
ihr Kind w¨ ahlen. Nehmen die Eltern an dem Beratungsgespr¨ ach der Schule nicht teil,
so ist die Grundschulempfehlung verbindlich (Kultusministerkonferenz, 2006). ”In der
sechsj¨ ahrigen Grundschule k¨ onnen die Kinder 2 Jahre l¨ anger zusammenbleiben. ... Nach
der 6. Klasse ist ein ¨ Ubergang in eine integrierte Stadtteilschule oder Gesamtschule sinn-
voll.“24 ¨ Uber die ¨ Uberf¨ uhrung am Ende der 6-j¨ ahrigen Grundschule in das Gymnasium
entscheidet die Grundschule nach Noten (Kultusministerkonferenz, 2006).
Die an die Grundschule anschließenden Schularten sind die Sekundarschule und
Gesamtschule mit den Jahrgangsstufen 5 bis 10 sowie das Gymnasium (§ 20 Abs. 1
BremSchulG). Die Sekundarstufe (§ 20 BremSchulG) ersetzt seit 2004 die Orientierungs-
stufe in den Klassen 5-6 und schrittweise die Haupt- und Realschule.25
”In den ersten vier
Jahren werden alle Jugendlichen im Klassenverband gemeinsam unterrichtet. ... Beson-
ders leistungsstarke Kinder k¨ onnen nach Klasse 6 auf ein Gymnasium ¨ uberwechseln. Ab
Klasse 7 werden je nach Leistung unterschiedliche Kurse in den Kernf¨ achern angeboten.
... In den Klassen 9 und 10 werden Haupt- und Realschulklassen eingerichtet.“26
22www.bildung.bremen.de/sfb/index1 2.php
23Sechs von 70 Bremer Grundschulen sind sechsj¨ ahrig (Schreiben der Beh¨ orde der Senatorin f¨ ur Bildung
vom 29.2.2008).
24www.bildung.bremen.de/sixcms/detail.php?gsid=bremen49.c.3046.de
25www.statistik.bremen.de/sixcms/media.php/13/BI1 2 3 2006 Allgemein Schulen.pdf
26www.bildung.bremen.de/sixcms/detail.php?gsid=bremen49.c.3046.de







Freie Waldorfschulen 849 849
Tabelle 10: Sch¨ uler in Bremen 2006/07
Nach § 2 AP-Sek-I-VO k¨ onnen in der Sekundarstufe I nach der 10. Jahrgangsstufe
folgende Abschl¨ usse erworben werden: die Erweiterte Berufsbildungsreife (Erweiterter
Hauptschulabschluss), der Mittlere Schulabschluss (Realschulabschluss).
Zum Erwerb eines Abschlusses in der Sekundarstufe I erfolgt eine schriftliche Pr¨ ufung
in den F¨ achern Deutsch, Mathematik und in der ersten Fremdsprache sowie eine m¨ und-
liche in einem weiteren zugelassenen Fach nach Wahl des Sch¨ ulers (§ 4 Abs. 1 AP-Sek-I-
VO). Die Aufgaben f¨ ur die schriftlichen Pr¨ ufungen werden von der Beh¨ orde des Senators
f¨ ur Bildung und Wissenschaft gestellt (§ 6 Abs. 1 AP-Sek-I-VO) und vom Fachpr¨ ufungs-
ausschuss, der aus der unterrichtenden Lehrkraft und einer weiteren Fachkraft besteht,
bewertet. Weichen die Einzelnoten der beiden Korrektoren voneinander ab, ergibt sich
die Pr¨ ufungsnote aus dem Durchschnitt der beiden Einzelnoten (§ 8 AP-Sek-I-VO).
Laut Schreiben der Beh¨ orde des Senators vom 19.2.2008 sind Abschlusspr¨ ufungen im
Sekundarbereich I erst seit 1.8.2005 verbindlich.
Der gymnasiale Bildungsgang beginnt in der 5. Klasse und f¨ uhrt zum Abitur nach
zw¨ olf (fr¨ uher 13) Schuljahren. Fr¨ uher sind die Abiturpr¨ ufungen nach § 10 Abs. 1 AP-
V a.F. dezentral gestellt worden. Nach § 10 Abs. 1 AP-V n.F. werden in den F¨ achern
Deutsch, fortgesetzte Fremdsprache, Mathematik, Biologie, Chemie und Physik sowie
Geschichte und Politik die Pr¨ ufungen von der Beh¨ orde des Senators f¨ ur Bildung und
Wissenschaft zentral gestellt und nach § 12 AP-V i.V.m. § 3 Abs. 2 vom Pr¨ ufungsfach-
lehrer und anschließend vom Korreferenten bewertet. Bei einer abweichenden Bewertung
entscheidet der Vorsitzende des Fachausschusses, der nach § 2 AP-V Abs. 2 vom Schul-
leiter als Pr¨ ufungsausschussvorsitzender ausgew¨ ahlt wird.
Rechtsquellen
BremSchulG Bremisches Schulgesetz (Stand: 28.6.2005)
16AP-Sek-I-VO Verordnung ¨ uber den Erwerb der Abschl¨ usse durch Abschlusspr¨ ufungen
im Sekundarbereich I (Stand: 18.7.2007)
AP-V Verordnung ¨ uber die Abiturpr¨ ufung im Lande Bremen (Stand: 15.3.2001 bzw.
1.8.2007)
2.6 Hamburg
Die Beh¨ orde f¨ ur Bildung und Sport weist die in den Tabellen 11 und 12 dargestellten
Schularten f¨ ur die Schuljahre 2003/2004 und 2006/2007 aus.27
Die Grundschule umfasst nach § 14 Abs. 1 HmbSG die Schuljahre 1 bis 4. Nach § 42
Abs. 3 HmbSG entscheiden die Eltern ¨ uber den weiteren Bildungsweg ihrer Kinder. Die
Sch¨ uler gehen gem¨ aß der Entscheidung ihrer Eltern entweder in die Gesamtschule oder
in die Beobachtungsstufe der Haupt- und Realschule oder in die Beobachtungsstufe des
Gymnasiums ¨ uber.
Die Hauptschule und Realschule bilden eine organisatorische Einheit. Aus Schul-
raumgr¨ unden und aus Gr¨ unden der regionalen Versorgung k¨ onnen sie im Ausnahme-
fall auch ohne organisatorische Verbindung gef¨ uhrt werden. Die Beobachtungsstufe der
Haupt- und Realschule umfasst die Klassen 5 und 6 und ist eine p¨ adagogische Einheit,
die ¨ uber die geeignete weiterf¨ uhrende Schulform entscheiden soll. (§ 16 HmbSG)
Bis August 2004 setzten Haupt- und Realschulabschluss keine gesonderte Pr¨ ufung
voraus (Fußnote zu § 15 Abs 3 HmbSG). Seit diesem Zeitpunkt, sollen die Sch¨ uler der
Klasse 9 der Hauptschule und die Sch¨ uler der Klasse 10 der Realschule in einer Abschluss-
pr¨ ufung nachweisen, dass sie in den F¨ achern Deutsch, Mathematik und Englisch (oder
Herkunftssprache) den Anforderungen gen¨ ugen, die an dem Erwerb eines Hauptschul-
beziehungsweise eines Realschulabschlusses gestellt werden (§ 18 APO-AS). Die Aufga-
ben f¨ ur die schriftliche Pr¨ ufung werden von der zust¨ andigen Beh¨ orde zentral gestellt.
Die Fachpr¨ ufer bewerten die Pr¨ ufungsarbeiten unabh¨ angig voneinander: Der Fachlehrer
ist der erste Fachpr¨ ufer; der zweite Fachpr¨ ufer kann aus einer anderen Schule kommen.
Weichen die Noten der Fachpr¨ ufer um nicht mehr als eine Notenstufe voneinander ab,
gibt die bessere Benotung den Ausschlag. Bei Abweichungen von mehr als einer Noten-
stufe, legt die Pr¨ ufungsleitung (der Schulleiter) die Note fest; sie kann eine Lehrkraft
mit der Lehrbef¨ ahigung f¨ ur das jeweilige Pr¨ ufungsfach zur Beratung hinzuziehen. (§ 20
APO-AS i.V.m. §22 APO-AS)
27fhh.hamburg.de/stadt/Aktuell/behoerden/bildung-sport/service/statistik/start.html
17Sch¨ uler davon Privatsch¨ uler
Grundschulen 59116 5983
Beobachtungsstufen der
Haupt- und Realschulen 8001 927
Klassenstufen 5 und 6 der
kooperativen Gesamtschulen 734 0
Hauptschulen 5727 644
Realschulen 9272 1369
Integrierte Haupt-und Realschulen 3139 0
Gymnasien 50713 3425
Integrierte Gesamtschulen 26236 557
Freie Waldorfschulen 2932 2932
Tabelle 11: Schulen und Sch¨ uler in Hamburg 2003/04
Das achtstuﬁge Gymnasium umfasst die Klassen 5 bis 12. Es ist in eine zweij¨ ahrige
Beobachtungsstufe, die Klassen 7 bis 10 der Mittelstufe sowie die zweij¨ ahrige Studien-
stufe der Oberstufe gegliedert. F¨ ur Sch¨ uler, die bis zum August 2001 in das Gymnasium
eingetreten sind, gilt noch das neunstuﬁge Gymnasium, das die Klassen 7 bis 13 umfasst.
(§ 17 HmbSG)
Die Abiturpr¨ ufung besteht laut § 18 APO-AH aus schriftlichen Pr¨ ufungen in den
zwei Leistungsf¨ achern und in einem dritten Pr¨ ufungsfach und einer m¨ undlichen Pr¨ ufung
in dem vierten Pr¨ ufungsfach. Die Aufgaben f¨ ur die schriftliche Pr¨ ufung stellt die zust¨ andi-
ge Beh¨ orde seit dem Schuljahr 2004/05 zentral (§ 23 Abs. 1 APO-AH). Die Arbeiten
werden von Referenten (die f¨ ur den Kurs zust¨ andige Fachlehrkraft) und den Korreferen-
ten (eine Lehrkraft einer durch die zust¨ andige Beh¨ orde zu bestimmenden anderen Schule)
des jeweiligen Pr¨ ufungsausschusses unabh¨ angig bewertet. Der Vorsitzende des Pr¨ ufungs-
ausschusses legt die endg¨ ultige Punktzahl fest. Dieser wird von der zust¨ andigen Beh¨ orde
bestimmt und kann ein Beamter des Schulaufsichts- oder Schulverwaltungsdienstes, der
Schulleiter, die stellvertretende Schulleitung, der Koordinator, der Abteilungsleiter oder
eine Lehrkraft sein. Betr¨ agt die Diﬀerenz der im Erstgutachten und im Zweitgutachten
erteilten Punktzahlen nicht mehr als 3 Punkte, wird der Mittelwert beider Punktzahlen
gebildet. Betr¨ agt die Diﬀerenz der im Erstgutachten und im Zweitgutachten erteilten
Punktzahlen mehr als drei Punkte, wird ein Drittgutachten veranlasst. Die zust¨ andige
Beh¨ orde bestimmt den Drittgutachter. Sie kann den Vorsitzenden des Pr¨ ufungsausschus-
ses zum Drittgutachter bestimmen. Die im Drittgutachten erteilte Punktzahl muss sich
in dem durch Erst- und Zweitgutachten gesetzten Rahmen bewegen und ist als endg¨ ulti-
18Sch¨ uler davon Privatsch¨ uler
Grundschulen 59181 6860
Beobachtungsstufen der
Haupt- und Realschulen 5870 906
Klassenstufen 5 und 6 der
kooperativen Gesamtschulen 945 0
Hauptschulen 4948 608
Realschulen 8668 1358
Integrierte Haupt-und Realschulen 2566 0
Gymnasien 54578 3835
Integrierte Gesamtschulen 28491 613
Freie Waldorfschulen 2061 2061
Tabelle 12: Schulen und Sch¨ uler in Hamburg 2006/07
ge Punktzahl festzulegen (§§ 22 u. 23 APO-AH).
Ab dem Schuljahr 2009/10 sollen die Haupt- und Realschulen, integrierte Haupt- und
Realschulen, integrierte und kooperative Gesamtschulen sowie Aufbaugymnasien und
beruﬂiche Gymnasien zu Stadtteilschulen zusammengefasst werden. In der Stadtteil-
schule soll in insgesamt 9 bzw. 10 Schuljahren der Erste bzw. Mittlere Abschluss (bislang
Haupt- und Realschulabschluss), in insgesamt 12 Schuljahren die vollwertige Fachhoch-
schulreife (mit Praxisanteil) sowie in insgesamt 13 Schuljahren das Abitur erworben wer-
den. Auf dem Gymnasium k¨ onnen die Sch¨ ulerinnen und Sch¨ uler auch zuk¨ unftig nach
insgesamt 12 Schuljahren das Abitur erlangen.28
Rechtsquellen
APO-AH Ausbildungs- und Pr¨ ufungsordnung zum Erwerb der allgemeinen Hochschul-
reife (Stand 19.3.2007)
APO-AS Ausbildungs- und Pr¨ ufungsordnung f¨ ur die Klassen 1 bis 10 der allgemeinbil-
denden Schule (Stand 13.6.2007)




Das Hessische Statistische Landesamt weist die in den Tabellen 13 und 14 dargestellten
Sch¨ uler- und Schulzahlen aus.29
Nach § 11 Abs. 2 HSchG bilden die Jahrgangsstufen 1 bis 4 die Grundstufe, die Jahr-
gangsstufen 5 bis 9 oder 10 die Mittelstufe und die anschließenden drei Jahrgangsstufen
des gymnasialen Bildungsganges sowie die beruﬂichen Schulen die Oberstufe. Die Eltern
entscheiden ¨ uber den Bildungsgang nach der Grundschule (§ 4 Abs. 2 VOBGM).
Die F¨ orderstufe ist nach § 22 HschG ein Bildungsangebot f¨ ur die Jahrgangsstufen
5 und 6. Sie erf¨ ullt die inhaltlichen Anforderungen der Bildungsg¨ ange der Mittelstufe
(Sekundarstufe I) in den Jahrgangsstufen 5 und 6 und dient der Orientierung und ¨ Uber-
pr¨ ufung der Wahlentscheidung. Der Unterricht erfolgt auf bis zu drei Anspruchsebenen
verteilt.
Die Hauptschule beginnt in der Regel mit der Jahrgangsstufe 5. In Klasse 9 ﬁndet ein
Abschlussverfahren statt, das aus einem Abschlussprojekt und schriftlichen Pr¨ ufungen
in Deutsch, Mathematik und ggf. Englisch besteht. Die Pr¨ ufungen werden zentral vom
Kultusministerium gestellt. Sch¨ ulern mit einer Leistung von 3,0 oder besser wird der
qualiﬁzierte Hauptschulabschluss erteilt. Die Hauptschule kann nach dem erfolgreichen
Besuch der Jahrgangsstufe 10 zum mittleren Abschluss f¨ uhren.30
Die Realschule, die in der Regel mit der Jahrgangsstufe 5 beginnt und mit der Jahr-
gangsstufe 10 endet, f¨ uhrt nach dem erfolgreichen Besuch der Jahrgangsstufe 10 zum
mittleren Abschluss (Realschulabschluss). Das Zeugnis am Ende der Jahrgangsstufe 9
kann dem Hauptschulabschluss gleichgestellt werden. Die Pr¨ ufung zum mittleren Ab-
schluss besteht aus zentralen Abschlussarbeiten in den F¨ achern Deutsch, Mathematik
und erster Fremdsprache sowie einer Pr¨ asentation auf der Grundlage einer Hausarbeit
oder einer m¨ undlichen Pr¨ ufung in einem vierten Fach.31
Nach § 46 VOBGM werden die vom Kultusministerium landeseinheitlich gestellten
Pr¨ ufungsaufgaben der Abschlusspr¨ ufungen der Haupt- und Realschulen32 von dem Fach-
lehrer der Klasse bewertet. Nur die schriftlichen Pr¨ ufungsarbeiten, die mangelhaft oder
292003/04: Schreiben des Statistischen Landesamts vom 21.11.2007; 2006/07: www.statistik-
hessen.de/themenauswahl/bildung-kultur-rechtspﬂege/landesdaten/bildung/allg-bild-schulen
/schuelerinnen-und-schueler; Waldorfschulen: Schreiben des Statistischen Landesamts vom




32Die landeseinheitlichen Haupt- und Realabschlusspr¨ ufungen wurden laut Schreiben des Ministeriums
vom 30.10.2007 im Schuljahr 2003/04 erstmals durchgef¨ uhrt.
20Schulen Sch¨ uler davon Privatsch¨ uler
Grundschulen 1188 244071 3860
Hauptschulen 176 26096 66
Realschulen 162 53133 3827
Gymnasien 167 140017 24149
Gesamtschulen 213 194371 0
Freie Waldorfschulen 10 4838 4838
Tabelle 13: Schulen und Sch¨ uler in Hessen 2003/04
Schulen Sch¨ uler davon Privatsch¨ uler
Grundschulen 1192 237249 5155
Hauptschulen 176 21823 70
Realschulen 165 51283 4205
Gymnasien 167 156131 25031
Gesamtschulen 211 186775 0
Freie Waldorfschulen 10 5088 5088
Tabelle 14: Schulen und Sch¨ uler in Hessen 2006/07
ungen¨ ugend bewertet wurden, sind von einer zweiten Lehrkraft entweder der eigenen
Schule oder einer anderen Schule zu bewerten. Weichen die beiden Bewertungen vonein-
ander ab, so entscheidet der Schulleiter nach Anh¨ orung der beiden beteiligten Lehrkr¨ afte.
Ab dem Schuljahr 2005/06 wurde beginnend mit der Jahrgangsstufe 5 eine Schul-
zeitverk¨ urzung auf 12 Jahre etappenweise im gymnasialen Bildungsgang eingef¨ uhrt.
Die Etappenl¨ osung, Beginn im Schuljahr 2005/06 oder 2006/07, wurde gew¨ ahlt, um im
Schuljahr 2013/14 einen kompletten doppelten Abiturjahrgang zu vermeiden.33
Im Fr¨ uhjahr 2007 fand in Hessen zum ersten Mal ein Landesabitur statt. Die Auf-
gabenstellungen f¨ ur die schriftlichen Abiturpr¨ ufungen in den Leistungskursf¨ achern und
dem dritten schriftlichen Pr¨ ufungsfach werden erstmals landesweit einheitlich gestellt.
Es ist eine Kombination aus vom Kultusministerium zentral gestellten Aufgaben und
dezentral von den einzelnen Lehrkr¨ aften vor Ort erarbeiteten Pr¨ ufungsteilen im vierten
und f¨ unften Pr¨ ufungsfach. Die Bewertung der schriftlichen Abiturarbeiten erfolgt durch
die Lehrkr¨ afte der eigenen Schule. Eine externe Zweitkorrektur erfolgt im Rahmen des
Landesabiturs 2007 f¨ ur die F¨ acher Mathematik und Deutsch sowie 2008 f¨ ur Englisch,
Geschichte und Biologie.34
Bei Abweichungen in der Bewertung entscheidet der Vorsitzende des Pr¨ ufungsaus-
33www.hessisches-kultusministerium.de/irj/HKM Internet?cid=2d0b033fd6d87d8c98ccef1e5873f958
34www.hessisches-kultusministerium.de/irj/HKM Internet?cid=49ﬀ536e222ee9e20d86de41dfddcc6d
21schusses (§ 37 Abs. 4 VOGO). Der Vorsitzende des Pr¨ ufungsausschusses wird vom Staat-
lichen Schulamt bestellt, soweit er nicht vom Kultusministerium benannt wird. In der
Regel soll ein Schulaufsichtsbeamter oder ein Schulleiter zum Vorsitzenden bestellt wer-
den. Pr¨ ufungsausschussvorsitzende k¨ onnen auch Schulleiterinnen und Schulleiter von
Nachbarschulen sein (§ 30 Abs. 4 VOGO).
Rechtsquellen
HSchG Hessisches Schulgesetz (Stand 14.6.2005)
VOBGM Verordnung zur Ausgestaltung der Bildungsg¨ ange und Schulformen der Grund-
stufe (Primarstufe) und der Mittelstufe (Sekundarstufe I) und der Abschluss-
pr¨ ufungen in der Mittelstufe (Stand 14.6.2005 )
VOGO Verordnung ¨ uber die Bildungsg¨ ange und die Abiturpr¨ ufung in der gymnasialen
Oberstufe und dem beruﬂichen Gymnasium (Stand 19.9.2007)
2.8 Mecklenburg-Vorpommern
Das Statistische Amt Mecklenburg-Vorpommern weist die in den Tabellen 15 und 16
dargestellten Sch¨ ulerzahlen f¨ ur 2003 und 2006 aus.35
Die Primarstufe bzw. die Grundschule dauert vier Jahre. W¨ ahrenddessen informie-
ren die Lehrer die Erziehungsberechtigten regelm¨ aßig ¨ uber die Lernentwicklung ihrer
Kinder. Am Ende der Jahrgangsstufe 4 erhalten sie einen erweiterten Lernentwicklungs-
bericht. An den Regionalen Schulen und den integrierten und kooperativen Gesamt-
schulen bilden die Jahrgangsstufen 5 und 6 die schulartunabh¨ angige Orientierungsstu-
fe. In dieser Zeit sollen die Interessengebiete und Lernm¨ oglichkeiten der Sch¨ uler erkannt
und damit die Wahl zwischen den nachfolgenden Bildungsg¨ angen ab der Jahrgangsstu-
fe 7 erleichtert werden. Es werden dabei die gleichen F¨ acher an den unterschiedlichen
Schularten unterrichtet. Am Ende der Jahrgangsstufe 6 wird eine schriftliche Schullauf-
bahnempfehlung erteilt. ¨ Uber den weiteren Bildungsgang entscheiden die Erziehungsbe-
rechtigten (Kultusministerkonferenz, 2006, 22).
”Der Hauptschulbildungsgang f¨ uhrt nach dem erfolgreichen Besuch der Jahrgangs-
stufe 9 zum Hauptschulabschluss und nach erfolgreichem Besuch eines freiwilligen zehn-
ten Schuljahres zum qualiﬁzierten Hauptschulabschluss. ... Der Realschulbildungs-
35www.statistik-mv.de/berichte/b /b-i /b113 /daten/b113-2006-00.pdf; Regionale Schulen umfassen
auch die Bildungsgang ¨ ubergreifenden Klassen und die F¨ orderklassen f¨ ur Kinder von Aussiedlern und
ausl¨ andischen B¨ urgern, sowie verbundene Haupt- und Realschulen.




Regionale Schulen 23247 284
Gymnasien 55444 1480
Integrierte Gesamtschulen 6758 400
Freie Waldorfschulen 697 697
Tabelle 15: Sch¨ uler in Mecklenburg-Vorpommern 2003/04




Regionale Schulen 28561 956
Gymnasien 40545 1523
Integrierte Gesamtschulen 5772 601
Freie Waldorfschulen 799 799
Tabelle 16: Sch¨ uler in Mecklenburg-Vorpommern 2006/07
gang f¨ uhrt nach dem erfolgreichen Besuch der Jahrgangsstufe 10 und einer Abschluss-
pr¨ ufung zum Realschulabschluss oder, wenn mit dem Realschulabschluss hinreichende
Leistungen ausgewiesen werden, zum qualiﬁzierten Realschulabschluss.“ Die Regionale
Schule, die mit der 5. Jahrgangsstufe im Schuljahr 2002/03 eingef¨ uhrt wurde, umfasst
nach § 16 SchulG MV die Jahrgangsstufen 5 bis 10. Sie ersetzt Haupt- und Realschule
und f¨ uhrt am Ende der Jahrgangsstufe 9 zur Berufsreife und am Ende der Jahrgangsstufe
10 zur Mittleren Reife.36
Die Mittlere Reife wird mit einer Abschlusspr¨ ufung abgeschlossen. Die Pr¨ ufungsaufga-
ben f¨ ur Deutsch, Mathematik und die erste Fremdsprache sowie Vorgaben zur Aufgaben-
stellung, zu den inhaltlichen Schwerpunkten und zur Bewertung werden nach § 4 Abs. 3
MittReifVO MV landeseinheitlich zentral herausgegeben. Dies gilt so seit 1997.37 Die
Pr¨ ufungsaufgaben f¨ ur das Wahlfach erarbeiten die Schulen in eigener Verantwortung.
Alle schriftlichen Pr¨ ufungsarbeiten werden nach § 10 Abs. 1 MittReifVO MV von dem
unterrichtenden Fachlehrer bewertet. Eine Zweitkorrektur durch einen anderen Fach-
lehrer ist nur in Zweifelsf¨ allen und bei Bewertung einer Pr¨ ufungsarbeit mit der Note
ungen¨ ugend erforderlich.
36www.statistik-mv.de/berichte/b /b-i /b113 /daten/b113-2006-00.pdf
37Schreiben des Ministeriums vom 6.2.2008.
23Sofern mit der Mittleren Reife hinreichende Leistungen nachgewiesen werden, berech-
tigt sie gem¨ aß § 16 SchulG MV zum ¨ Ubergang in die gymnasiale Oberstufe.
Die kooperative Gesamtschule umfasst nach § 17 SchulG MV die Jahrgangsstufen
5 bis 10 bzw., sofern eine gymnasiale Oberstufe eingerichtet ist, 5 bis 13.38 In der koope-
rativen Gesamtschule sind der Bildungsgang der Regionalen Schule sowie der gymnasiale
Bildungsgang mit den Jahrgangsstufen 7 bis 10 in einer Schule verbunden.
Das Gymnasium umfasst die Jahrgangsstufen 7 bis 13. Seit dem 1. August 2000
umfasst nach § 21 SchulG MV die gymnasiale Oberstufe die Jahrgangsstufen 10 bis 13.
Der Unterricht ﬁndet in einer Kombination von Pﬂicht-, Wahlpﬂicht- und Wahlunter-
richt statt. Nach erfolgreichem Abschluss der gymnasialen Oberstufe wird die allgemeine
Hochschulreife auf Grund einer Gesamtqualiﬁkation erworben, die sich aus der Abitur-
pr¨ ufung und den Leistungen in der gymnasialen Oberstufe zusammensetzt. Die Aufgaben
f¨ ur die schriftlichen Pr¨ ufungen werden gem¨ aß § 18 Abs. 1 AbiPr¨ ufVO MV mit Erwar-
tungshorizont vom Landesinstitut f¨ ur Schule und Ausbildung Mecklenburg-Vorpommern
zentral gestellt. Die Pr¨ ufungen werden nach § 18 Abs. 7 AbiPr¨ ufVO MV von zwei Kor-
rektoren unabh¨ angig bewertet. Bei abweichenden Beurteilungen setzt der Vorsitzende
der Pr¨ ufungskommission, welcher nach § 13 Abs. 2 AbiPr¨ ufVO MV in der Regel der
Schulleiter ist, die endg¨ ultige Bewertung fest.
Rechtsquellen
AbiPr¨ ufVO MV Verordnung zur Arbeit und zum Ablegen des Abiturs in der gymna-
sialen Oberstufe (Abiturpr¨ ufungsverordnung) (Stand 5.5.2006)
MittReifVO MV Verordnung ¨ uber die Durchf¨ uhrung von Pr¨ ufungen zum Erwerb der
Mittleren Reife (Stand 17.6.2004)
OS¨ UVO MV Verordnung ¨ uber den ¨ Ubergang in die Jahrgangsstufe 11 der gymnasialen
Oberstufe (Stand 3.6.2003)
SchulG MV Schulgesetz f¨ ur das Land Mecklenburg-Vorpommern (Stand 13.2.2006)
38Seit 2000 betrug die Schulzeit bis zum Abitur 13 Jahre. Mit dem Schuljahr 2006/2007 wurde wieder
das Abitur nach 12 Jahren eingef¨ uhrt.
242.9 Niedersachsen
Das Nieders¨ achsische Landesamt f¨ ur Statistik weist die in den Tabellen 17 und 18 dar-
gestellte Schulstruktur aus.39
Die Grundschule leitete bis 2004 direkt weiter in die Orientierungsstufe der Klas-
sen 5 und 6 als eigene Schulform (§§ 7 bzw. 184 NSchG). Am Ende des 6. Schuljahrgangs
wurde durch ein Eignungsgutachten eine Schullaufbahnempfehlung f¨ ur den Sch¨ uler er-
stellt, von der die Eltern jedoch abweichen konnten.
Die Orientierungsstufe gibt es heute nicht mehr, die Empfehlung wird am Ende des
vierten Schuljahrs ausgesprochen und ist nach wie vor unverbindlich (§ 6 Abs. 5 NSchG).
Die Hauptschule reicht heute von der f¨ unften (fr¨ uher: siebten) bis zur neunten Klasse
und f¨ uhrt zum Hauptschulabschluss (§ 9 NSchG). In einem zus¨ atzlichen zehnten Schul-
jahr kann der (erweiterte) Sekundarabschluss I erworben werden (Nieders¨ achsisches Kul-
tusministerium, 2006, 11).
Ab dem neunten Schuljahrgang ist in Realschulen f¨ ur manche F¨ acher eine Diﬀeren-
zierung der Sch¨ uler nach Leistung m¨ oglich. ¨ Uber eine Abschlusspr¨ ufung ist der Erwerb
des Sekundarabschluss I m¨ oglich (Nieders¨ achsisches Kultusministerium, 2006, 13).
Das Gymnasium reicht von der f¨ unften bis zur zw¨ olften Klasse. Schulen ohne gymna-
siale Oberstufe (Klassen 11 und 12) sind m¨ oglich (Nieders¨ achsisches Kultusministerium,
2006, 20), aber kaum verbreitet.
Bis 2004 bestimmte Nr. 8.2 EB-AVO-GOFAK f¨ ur die Abiturpr¨ ufung, dass Lehrer
der jeweiligen Schule f¨ ur jedes Fach Aufgaben zu den schriftlichen Pr¨ ufungen erarbeiten
sollten, aus denen die Schulbeh¨ orde dann jeweils eine ausw¨ ahlte. Die Tests zum Sekun-
darabschluss I wurden von den Lehrkr¨ aften an den Schulen gestellt.40 Seit 2006 werden
die Aufgaben f¨ ur alle F¨ acher des Abiturs von der obersten Schulbeh¨ orde einheitlich
gestellt (§ 11 Abs. 7 NSchG).
§ 31 Abs. 2 AVO-Sek I bestimmt, dass die Bewertung weiterhin durch Lehrer der
jeweiligen Schule erfolgt: ”F¨ ur die F¨ acher der schriftlichen Pr¨ ufung ... bestehen die
Fachpr¨ ufungsaussch¨ usse aus der unterrichtenden Fachlehrkraft ... und einer weiteren
Lehrkraft. ... Diese bewerten die Pr¨ ufungsleistung.“ Das gleiche Verfahren gilt f¨ ur die
Abiturpr¨ ufung (Nr. 9.11 EB-AVO-GOFAK).
39www1.nls.niedersachsen.de/statistik. Unter den Orientierungsstufen 2003 sind 241 ”unselbst¨ andige“.
Es existieren 111 ”Grund- und Hauptschulen“, dadurch sind m¨ oglicherweise einige Sch¨ uler dop-
pelt gez¨ ahlt. Von den Realschulen sind 184 ”mit Hauptschulen oder Gymnasien verbunden“. Die
Sch¨ ulerzahl ist jedoch nur f¨ ur die Realschulen insgesamt ausgewiesen.
40Schreiben des Herausgebers von www.schure.de, einer Plattform zu ”Schule und Recht in Niedersach-
sen“. Eine detaillierte Diskussion der Abiturpr¨ ufung in Mathematik ﬁndet sich bspw. bei von Pape
(1993).
25Schulen Sch¨ uler davon Privatsch¨ uler
Grundschulen 1873 347627 742
Orientierungsstufen 553 151905 5826
Hauptschulen 508 88812 3572
Realschulen 417 121426 4345
Gymnasien 236 164808 20683
Kooperative Gesamtschulen 34 36606 190
Integrierte Gesamtschulen 33 27052 1693
Freie Waldorfschulen 15 6002 6002
Tabelle 17: Schulen und Sch¨ uler in Niedersachsen 2003
Schulen Sch¨ uler davon Privatsch¨ uler
Grundschulen 1852 339436 673
Hauptschulen 485 100477 11759
Realschulen 463 176135 24
Gymnasien 251 246557 23490
Kooperative Gesamtschulen 34 39031 511
Integrierte Gesamtschulen 33 29822 8740
Freie Waldorfschulen 19 6718 6718
Tabelle 18: Schulen und Sch¨ uler in Niedersachsen 2006
Rechtsquellen
AVO-Sek I Verordnung ¨ uber die Abschl¨ usse im Sekundarbereich I der allgemein bilden-
den Schulen einschließlich der Freien Waldorfschulen (Stand 19.10.2006)
EB-AVO-GOFAK Erg¨ anzende Bestimmungen zur Verordnung ¨ uber die Abschl¨ usse in
der gymnasialen Oberstufe, im Fachgymnasium, im Abendgymnasium und im Kol-
leg (Stand 17.6.2003 bzw. 12.4.2007)
NSchG Nieders¨ achsisches Schulgesetz (Stand 2.7.2003 bzw. 15.12.2005)
26Schulen Sch¨ uler davon Privatsch¨ uler
Grundschulen 3458 778641 4234
Hauptschulen 735 291238 1231
Volksschulen 2 872 470
Realschulen 554 346473 23025
Gesamtschulen 217 226540 8158
Gymnasien 628 547513 91992
Freie Waldorfschulen 48 17480 17480
Tabelle 19: Schulen und Sch¨ uler in Nordrhein-Westfalen 2003/04
2.10 Nordrhein-Westfalen
Die Schulstruktur in Nordrhein-Westfalen war 2003 bzw. 2006 wie in den Tabellen 19
und 20 dargestellt.41
Die Grundschule dauert vier Jahre. Um in die f¨ unfte Klasse einer Sekundarschule
aufgenommen zu werden, ist allein das Versetzungszeugnis der Grundschule erforderlich
(Kultusministerkonferenz, 2006, 24). Die von der Grundschule abgegebene Empfehlung
f¨ ur eine bestimmte weiterf¨ uhrende Schulart ist f¨ ur die Eltern nicht bindend.
Die Klassen 5 und 6 sind als Erprobungsstufe gestaltet. Von Klasse 5 zu 6 gibt es
keine Versetzung sondern einen automatischen ¨ Ubergang. Nach Klasse 6 ist ein ¨ Ubergang
in eine andere Schulform m¨ oglich, die Entscheidung treﬀen die Eltern auf Empfehlung
der Schule (§§ 10-12 AVO-S I).
Die Hauptschule dauert f¨ unf, oder, wenn die Fachoberschulreife angestrebt wird,
sechs Jahre. Die Realschule dauert sechs Jahre. Es gibt die gleiche Erprobungsstufe wie
in der Hauptschule. Ein Wechsel in eine andere Schulform ist bis zum Beginn von Klasse 9
m¨ oglich. Das Gymnasium dauert neun Jahre, seit 2005/06 erfolgt die Umstellung auf
achtj¨ ahrige Bildungsg¨ ange.42
Zur Erlangung des Hauptschul- wie auch des Realschulabschlusses waren in der
Vergangenheit keine gesonderten Pr¨ ufungen abzulegen. Es waren lediglich die an der
Schule erbrachten Leistungen relevant (§§ 24, 29-31 AO-S I).
In der Vergangenheit waren Aufgaben f¨ ur die Abiturpr¨ ufung von den Lehrern je-
der Schule erarbeitet worden. Die Schulbeh¨ orde w¨ ahlte dann aus diesen Aufgaben aus
(§ 33 AVO-GOSt). Erstkorrektor war der Fachlehrer, der Zweitkorrektor wurde vom
Schulleiter bestimmt (§ 34 AVO-GOSt).
41Die Zahlen wie auch die im Weiteren dargestellten Regelungen ﬁnden sich auf der Homepage des
Schulministeriums Nordrhein-Westfalen unter www.schulministerium.nrw.de.
42www.schulministerium.nrw.de/BP/Schulpolitik/Schulzeitverkuerzung
27Schulen Sch¨ uler davon Privatsch¨ uler
Grundschulen 3442 757953 4643
Hauptschulen 730 267156 1260
Volksschulen 2 751 461
Realschulen 555 337697 23091
Gesamtschulen 217 233348 8780
Gymnasien 626 569077 94294
Freie Waldorfschulen 49 18147 18147
Tabelle 20: Schulen und Sch¨ uler in Nordrhein-Westfalen 2005/06
F¨ ur die Abschlusspr¨ ufungen der Sekundarstufe I (Deutsch, Mathematik, Fremd-
sprache) und f¨ ur die Abiturpr¨ ufung43 stellt das Ministerium erstmals im Schuljahr
2006/07 einheitliche Pr¨ ufungsaufgaben, die an Haupt- bzw. Realschulen dann von Erst-
und Zweitkorrektoren an den jeweiligen Schulen bewertet werden (§ 31 AVO-S I bzw.
§ 33 Abs. 1 AVO-GOSt). Abituraufgaben werden zun¨ achst vom Fachlehrer und danach
von einem durch die obere Schulbeh¨ orde bestimmten Zweitkorrektor bewertet. Dieser
Zweitkorrektor war laut Schreiben des Ministeriums vom 28.2.2008 bei der Bewertung
2006 in den ¨ uberwiegenden F¨ allen von der gleichen Schule wie der Erstkorrektor. Wei-
chen die Bewertungen um mehr als drei Notenpunkte voneinander ab, so bestimmt die
obere Schulbeh¨ orde einen Drittkorrektor (§ 34 AVO-GOSt).
Rechtsquellen
AVO-GOSt Verordnung ¨ uber den Bildungsgang und die Abiturpr¨ ufung in der gymna-
sialen Oberstufe (Stand 14.2.2001 bzw. 5.5.2006)
AO-S I Verordnung ¨ uber die Ausbildung in der Sekundarstufe I (Stand 25.11.97)
APO-S I Verordnung ¨ uber die Ausbildung und die Abschlusspr¨ ufungen in der Sekun-
darstufe I (Stand 29.4.2005)
2.11 Rheinland-Pfalz
Die Tabellen 21 und 22 geben einen ¨ Uberblick ¨ uber die Schulstruktur in Rheinland-
Pfalz.44
43Die Vorschriften ¨ uber die Zusammensetzung der vier Abiturf¨ acher sind weit gefasst: Deutsch oder
Mathematik oder eine Fremdsprache muss vertreten sein. Jedes einzelne dieser drei F¨ acher kann
jedoch auch ganz vermieden werden (§ 12 GOSt).
44statistik.rlp.de/bil/tabellen/bilabs1.html (¨ oﬀentliche Schulen), Schreiben des Statistischen Landes-
amts Rheinland-Pfalz vom 26.2.2007 (Schulen in freier Tr¨ agerschaft 2006)
28Schulen Sch¨ uler davon Privatsch¨ uler
Grundschulen 898 157313 1709
Hauptschulen 136 40444 1268
org. verb. Grund- u.
Hauptschulen 79 27856 729
Regionale Schulen 84 34249 0
Duale Oberschulen 13 6532 0
Realschulen 104 70523 5117
Gymnasien 117 120144 17151
Integrierte Gesamtschulen 19 15247 0
Freie Waldorfschulen 6 2214 2214
Tabelle 21: Schulen und Sch¨ uler in Rheinland-Pfalz 2003
”Nach dem erfolgreichen Abschluss der Grundschule erfolgt der ¨ Ubergang zu den
weiterf¨ uhrenden Schulen der Sekundarstufe I ... Die Eltern entscheiden frei und in eigener
Verantwortung, welchen Bildungsgang sie f¨ ur ihr Kind w¨ ahlen“ (Kultusministerkonfe-
renz, 2006, 25). Einige Grundschulen sind mit einer Hauptschule oder einer Regiona-
len Schule organisatorisch verbunden und ¨ ahneln so den Volksschulen in Bayern und
Nordrhein-Westfalen.
Die ersten beiden Klassenstufen der Hauptschule, der Realschule und des Gymnasiums
bilden die Orientierungsstufe als eine p¨ adagogische Einheit. Zwischen den Klassenstufen
ﬁndet keine Versetzung statt (§ 14 ¨ UbergrSchulord).
”Die Regionale Schule ... bereitet die Sch¨ ulerinnen und Sch¨ uler auf eine betrieb-
liche Ausbildung oder schulische Bildungsg¨ ange in der gymnasialen Oberstufe oder in
der berufsbildenden Schule vor.“ Die Regionale Schule endet mit Haupt- oder Realschul-
abschluss und gibt bei entsprechenden Noten eine Empfehlung f¨ ur den Wechsel aufs
Gymnasium.45
”Die Duale Oberschule ... umfasst die Klassenstufen 5 bis 10. Die Klassenstufen 7
bis 10 sind in zwei Proﬁlstufen gegliedert, die sich an dem Bildungsgang der Hauptschule
bzw. der Realschule orientieren. Ein Wechsel zwischen den Proﬁlstufen ist jeweils zum
Schulhalbjahr m¨ oglich.“46
In den Hauptschulen k¨ onnen ab der sechsten Klasse in manchen F¨ achern leistungs-
diﬀerenzierte Kurse angeboten werden. ”Wollen die Eltern der Ersteinstufung nicht
folgen, wird nach ihrer Entscheidung verfahren. ... Ein Wechsel zwischen den Kursen
ist durch Umstufung m¨ oglich. Sie erfolgt, wenn der Sch¨ uler den Anforderungen des
45regionaleschule.bildung-rp.de
46dualeoberschule.bildung-rp.de
29Schulen Sch¨ uler davon Privatsch¨ uler
Grundschulen 907 151321 1865
Hauptschulen 118 31220 1350
org. verb. Grund- u.
Hauptschulen 64 20301 1091
Regionale Schulen 65 27796 0
org. verb. Grund- u.
Regionale Schule 19 9517 0
Duale Oberschulen 14 6778 0
Realschulen 117 68145 5035
Gymnasien 141 130525 17968
Integrierte Gesamtschulen 19 16454 0
Freie Waldorfschulen 6 2334 2334
Tabelle 22: Schulen und Sch¨ uler in Rheinland-Pfalz 2006/07
n¨ achsth¨ oheren Kurses gewachsen erscheint oder wenn die erfolgreiche Mitarbeit in dem
bisherigen Kurs nicht m¨ oglich ist“ (§ 17 ¨ UbergrSchulord).
Der Hauptschulabschluss wird mit erfolgreichem Besuch der Klassenstufe 9 erlangt,
der Realschulabschluss mit dem erfolgreichen Besuch der Klassenstufe 10 (§ 64 ¨ Uber-
grSchulord).
F¨ ur alle Abschlusspr¨ ufungen gilt: ”Die ... Pr¨ ufungen werden von der Schule durch-
gef¨ uhrt, an der der Sch¨ uler angemeldet wird. ... An der Schule wird ein Pr¨ ufungsaus-
schuss gebildet, dem der Schulleiter oder ein von ihm bestimmter Lehrer als Vorsitzender
und f¨ ur jedes Pr¨ ufungsfach ein Fachlehrer angeh¨ oren. Die Fachlehrer bestimmen im Ein-
vernehmen mit dem Vorsitzenden die Aufgaben und die Bewertungsmaßst¨ abe“ (§ 70
¨ UbergrSchulord).
Rechtsquellen
¨ UbergrSchulord Schulordnung f¨ ur die ¨ oﬀentlichen Hauptschulen, Regionalen Schulen,
Dualen Oberschulen, Realschulen, Integrierten Gesamtschulen, Gymnasien, Kol-
legs und Abendgymnasien (Stand 14.6.06)
30Schulen Sch¨ uler davon Privatsch¨ uler
Grundschulen 268 41203 426
Grund- u. Hauptschulen 1 508 508
Sekundarschulen 1 331 213
Realschulen 3 1404 1377
Erweiterte Realschulen 50 29334 194
Gymnasien 37 30463 4617
Gesamtschulen 15 10616 0
Freie Waldorfschulen 4 1240 1240
Tabelle 23: Schulen und Sch¨ uler im Saarland 2003/04
2.12 Saarland
Das Statistische Landesamt des Saarlandes weist die in den Tabellen 23 und 24 darge-
stellten Sch¨ ulerzahlen aus.47
Die Grundschule umfasst die ersten vier Schuljahre. Eine Grundschulempfehlung
ist nur f¨ ur den Besuch des Gymnasiums, nicht jedoch f¨ ur den Besuch von erweiterter
Realschule oder Gesamtschule erforderlich. Voraussetzung sind entsprechende Noten in
Deutsch und Mathematik sowie eine Einsch¨ atzung ¨ uber ”die Lern- und Leistungsent-
wicklung, die Arbeitshaltung, die Art des Arbeitens und Lernens, das Sozialverhalten,
das Denkverm¨ ogen und die sprachliche Ausdrucksf¨ ahigkeit“. Ohne Empfehlung ist der
Besuch des Gymnasiums nach erfolgreicher Teilnahme an einem Aufnahmetest, ¨ Uber-
gangsverfahren genannt, m¨ oglich (Kultusministerkonferenz (2006, 26f), Ministerium f¨ ur
Bildung, Kultur und Wissenschaft des Saarlandes (2004a, 5)).
Die Erweiterte Realschule f¨ uhrt neben dem Realschul- auch einen Hauptschul-
zug und schließt nach der neunten Klasse mit dem Hauptschulabschluss oder nach der
zehnten Klasse mit dem mittleren Bildungsabschluss ab. Danach ist bei entsprechenden
Noten der Besuch der gymnasialen Oberstufe m¨ oglich (Ministerium f¨ ur Bildung, Kultur
und Wissenschaft des Saarlandes, 2004a, 6, 14 u. 28). Die drei privaten, nicht erweiterten
Realschulen bieten keinen gesonderten Hauptschulzug an.48
Die Gesamtschule f¨ uhrt ebenfalls in sechs Jahren zum mittleren Bildungsabschluss
und mit drei zus¨ atzlichen Jahren in der gymnasialen Oberstufe zum Abitur. Die gym-
nasiale Oberstufe ist jedoch nicht an allen Gesamtschulen vorhanden (Ministerium f¨ ur
47¨ Oﬀentliche Schulen: www.saarland.de/dokumente/thema statistik/staa Unterricht ALLGZEIT05.pdf;
private Schulen 2004: Statistisches Landesamt Saarland (2004, 4); private Schulen 2006: Schreiben
des Landesamts f¨ ur zentrale Dienste des Saarlands vom 12.10.2007. Die Angaben sind teils
widerspr¨ uchlich, hier aber originalgetreu wiedergegeben.
48Telefonat mit dem Statistischen Landesamt Saarland vom 28.2.2008.
31Schulen Sch¨ uler davon Privatsch¨ uler
Grundschulen 159 38494 142
Grund- u. Hauptschulen 1 490 490
Sekundarschulen 1 121 50
Realschulen 3 1340 1340
Erweiterte Realschulen 51 26130 369
Gymnasien 35 30557 4372
Gesamtschulen 15 11187 0
Freie Waldorfschulen 4 1328 1328
Tabelle 24: Schulen und Sch¨ uler im Saarland 2005/06
Bildung, Kultur und Wissenschaft des Saarlandes, 2004a, 15 u. 27).
Das Gymnasium f¨ uhrt seit dem Schuljahr 2001/02 in acht Jahren zum Abitur (Mi-
nisterium f¨ ur Bildung, Kultur und Wissenschaft des Saarlandes, 2004a, 25). F¨ ur Sch¨ uler,
die zun¨ achst die Erweiterte Realschule abschließen und dann die gymnasiale Oberstufe
besuchen, bleibt es bei insgesamt neun Schuljahren (Ministerium f¨ ur Bildung, Kultur
und Wissenschaft des Saarlandes, 2000, 13).
Die Abschlusspr¨ ufungen der Sekundarstufe I sind seit dem Schuljahr 2001/02 lan-
desweit einheitlich (Ministerium f¨ ur Bildung, Kultur und Wissenschaft des Saarlandes
(2003, 1), § 11 HPO, § 11 MPO).
F¨ ur den Hauptschulabschluss ﬁndet eine schriftliche Pr¨ ufung in den F¨ achern Deutsch
und Mathematik statt (§ 10 Abs. 1 HPO). Die Arbeiten werden von zwei Lehrern der
Schule und im Streitfall vom Schulleiter bewertet (§ 13 Abs. 1 HPO).
F¨ ur den mittleren Bildungsabschluss gibt es schriftliche Pr¨ ufungen in Deutsch,
Mathematik und einer Fremdsprache (§ 10 Abs. 1 MPO). Die Benotung erfolgt wie
beim Hauptschulabschluss (§ 13 MPO).
Das Abitur wird schriftlich in drei F¨ achern und m¨ undlich in einem Fach abgelegt,
”das Zentralabitur gibt es im Saarland bereits seit dem ¨ Ubergang zur Bundesrepublik.“49
Aus der Gruppe der F¨ acher Deutsch, Mathematik und Fremdsprache ist eines unbe-
dingt Bestandteil der schriftlichen Abiturpr¨ ufung. Jedes einzelne kann jedoch vermieden
werden (Ministerium f¨ ur Bildung, Kultur und Wissenschaft des Saarlandes, 2004b, 15
u. 27). Die Benotung erfolgt wie beim Hauptschulabschluss, der Zweitkorrektor kennt
jedoch die Benotung des Erstkorrektors nicht. Die abschließende Bewertung bei einer
Abweichung zwischen den Bewertungen von Erst- und Zweitkorrektor erfolgt durch den
von der Schulaufsichtsbeh¨ orde bestellten Regierungsbeauftragten als Vorsitzenden der
49Schreiben des Ministeriums vom 8.4.2008.
32Abiturpr¨ ufungskommission (§ 16 APO).
Rechtsquellen
APO Verordnung Pr¨ ufungsordnung ¨ uber die Abiturpr¨ ufung an den Schulen mit gym-
nasialer Oberstufe im Saarland (Stand 4.7.2003)
HPO Verordnung Pr¨ ufungsordnung ¨ uber die staatliche Abschlusspr¨ ufung zum Erwerb
des Hauptschulabschlusses an Erweiterten Realschulen, Gesamtschulen und Schu-
len f¨ ur Behinderte (Stand 3.6.2005)
MPO Verordnung - Pr¨ ufungsordnung ¨ uber die staatliche Abschlusspr¨ ufung zum Erwerb
des mittleren Bildungsabschlusses an Erweiterten Realschulen, Gesamtschulen, Re-
alschulen und Sekundarschulen (Stand 12.6.2000)
2.13 Sachsen
Das statistische Landesamt des Freistaates Sachsen weist die in den Tabellen 25 und 26
dargestellten Sch¨ ulerzahlen aus.50
In der vierten Klasse teilt die Grundschule den Eltern die Bildungsempfehlung f¨ ur
die Mittelschule oder das Gymnasium mit. Die Empfehlung f¨ ur das Gymnasium ist an
bestimmte Noten in Deutsch und Mathematik und an ”das Lern- und Arbeitsverhalten
des Sch¨ ulers, die Art und Auspr¨ agung seiner schulischen Leistungen und seine bisherige
Entwicklung“ gekn¨ upft. Auf Antrag kann der Sch¨ uler an einer Aufnahmepr¨ ufung f¨ ur das
Gymnasium teilnehmen. Entsprechende Noten am Ende der f¨ unften Klasse der Mittel-
schule erm¨ oglichen ebenfalls den ¨ Ubergang ins Gymnasium (Kultusministerkonferenz,
2006, 28). Die letztendliche Entscheidung liegt aber laut § 34 SchulG bei den Eltern.
Die Mittelschule beginnt mit Klasse f¨ unf und f¨ uhrt in vier Jahren zum Haupt-
schul- bzw. in f¨ unf Jahren zum Realschulabschluss. Erst ab Klasse sieben besuchen die
Sch¨ uler entsprechend des angestrebten Abschlusses diﬀerenzierte Klassen. Die Entschei-
dung liegt bei der Klassenkonferenz, der Wille der Eltern soll jedoch ber¨ ucksichtigt wer-
den. Ein Wechsel des Bildungsgangs ist nach der Klassenstufe sieben oder acht m¨ oglich
(§ 6 SchulG, § 3f SOMIAP).
Das Gymnasium f¨ uhrt in acht Jahren zum Abitur. Mit der Versetzung in die Jahr-
gangsstufe 11 wird außerdem der Realschulabschluss erworben (§ 7 SchulG).
50Schreiben des Statistischen Landesamts vom 8.10.2007.
33Schulen Sch¨ uler davon Privatsch¨ uler
Grundschulen 885 95195 2908
Mittelschulen 581 176660 1683
Gymnasien 182 130211 4189
Freie Waldorfschulen 3 1135 1135
Tabelle 25: Schulen und Sch¨ uler in Sachsen 2002/03
Schulen Sch¨ uler davon Privatsch¨ uler
Grundschulen 847 115952 6069
Mittelschulen 365 94952 2994
Gymnasien 143 89556 5614
Freie Waldorfschulen 3 1218 1218
Tabelle 26: Schulen und Sch¨ uler in Sachsen 2006/07
An der Mittelschule kann von den Sch¨ ulern des Hauptschulbildungsganges mit der
besonderen Leistungsfeststellung der Hauptschulabschluss und der qualiﬁzierende
Hauptschulabschluss erworben werden. Die Pr¨ ufung erstreckt sich auf die F¨ acher Deutsch,
Mathematik und erste Fremdsprache. Die Aufgaben werden zentral durch das Ministe-
rium gestellt (§ 43 Abs. 3 SOMIAP, 2003: § 18 Abs. 4 SOMIAP) und analog zu den
Pr¨ ufungen des Realschulabschlusses bewertet (siehe unten). Zwei weitere F¨ acher werden
m¨ undlich gepr¨ uft (§ 44 SOMIAP).
Der Realschulabschluss wird in der zehnten Klasse der Mittelschule erworben. Die
schriftliche Pr¨ ufung beinhaltet die F¨ acher Deutsch und Mathematik sowie die erste
Fremdsprache und ein naturwissenschaftliches Fach nach Wahl des Sch¨ ulers (§ 32 Abs.1
SOMIAP). Die Pr¨ ufungsaufgaben werden zentral durch das Ministerium gestellt (§ 32
Abs. 4 SOMIAP n.V., 2003: § 6 Abs. 4 SOMIAP a.F.). In einem weiteren Fach ﬁndet
eine m¨ undliche Pr¨ ufung statt (§ 33 Abs. 1 SOMIAP).
Die Bewertung der schriftlichen Arbeiten erfolgt sowohl durch den Fachlehrer als auch
durch den Schulleiter als Vorsitzenden der Pr¨ ufungskommission an der Schule. In strit-
tigen F¨ allen gilt das Votum des Schulleiters (§ 34 SOMIAP). 2000 und 2003 war zur
Erreichung des Hauptabschlusses lediglich die Versetzung in die zehnte Klasse erforder-
lich (§§ 23, 31 SOMI). Das Verfahren an Realschulen war 2000 und 2003 das gleiche wie
heute (§§ 5,6 u. 8 APMIVO).
Das Abitur wird in drei F¨ achern (beide Leistungskursf¨ acher und ein Grundkursfach)
schriftlich und in einem weiteren Fach m¨ undlich abgelegt. Die Aufgaben f¨ ur die schrift-
lichen Pr¨ ufungen wurden auch 2000 und 2003 schon zentral vom Ministerium gestellt
34(§ 35 OAVO). Unter den Pr¨ ufungsf¨ achern sind in jedem Fall Deutsch und Mathema-
tik (§ 27 Abs. 5 OAVO). Auf Wunsch kann in einem schriftlichen Fach eine zus¨ atzliche
m¨ undliche Pr¨ ufung erfolgen (§ 27 Abs.8 OAVO).
Die Bewertung der schriftlichen Arbeiten erfolgt durch den Kursfachlehrer (Erstkor-
rektor) und einen vom Regionalschulamt bestimmten Fachlehrer eines anderen Gymna-
siums als Zweitkorrektor. Weichen beide Bewertungen um mehr als drei Notenpunkte
voneinander ab, so entscheidet ein vom Regionalschulamt bestimmter Drittkorrektor
(§ 37 OAVO). Diese Regelung galt auch 2000 und 2003 schon.
Rechtsquellen
APMIVO Verordnung des S¨ achsischen Staatsministeriums f¨ ur Kultus ¨ uber die Ab-
schlusspr¨ ufungen an Mittelschulen des Freistaats Sachsen (Stand 16.4.1993)
OAVO Verordnung des S¨ achsischen Staatsministeriums f¨ ur Kultus ¨ uber die gymnasiale
Oberstufe und die Abiturpr¨ ufung an allgemeinbildenden Gymnasien im Freistaat
Sachsen (Stand 1.8.1999 bzw. 1.8.2002 bzw. 1.8.2005)
SchulG Schulgesetz des Freistaates Sachsen (Stand 1.1.2007)
SOMI Verordnung des S¨ achsischen Staatsministeriums f¨ ur Kultus ¨ uber Mittelschulen
im Freistaat Sachsen (Stand 1.8.1999 bzw. 17.5.2001)
SOMIAP Verordnung des S¨ achsischen Staatsministeriums f¨ ur Kultus ¨ uber Mittelschu-
len im Freistaat Sachsen und deren Abschlusspr¨ ufungen (Schulordnung Mittelschu-
len Abschlusspr¨ ufungen, Stand 16.03.1993 bzw. 1.8.2006)
2.14 Sachsen-Anhalt
Das statistische Landesamt Sachsen-Anhalt weist die in den Tabellen 27 und 28 darge-
stellten Sch¨ ulerzahlen aus.51
Die Grundschule umfasst die Klassenstufen eins bis vier (§ 4 Abs. 1 SchulG). Die El-
tern erhalten eine Schullaufbahnempfehlung, waren an diese 2003 jedoch nicht gebunden
(§ 2 EingKlassVO). Heute dagegen ist die Schullaufbahnempfehlung verbindlich. Sch¨ uler,
51www.stala.sachsen-anhalt.de/Internet/Home/Daten und Fakten/2/21/211/21111/Schuelerinnen und
Schueler nach Schulformen.html und www.stala.sachsen-anhalt.de/Internet/Home/Daten und Fakten
/2/21/211/21111/Schulen nach Schulformen und Rechtsstatus.html; Privatsch¨ uler: Schreiben des
Statistischen Landesamts Sachsen-Anhalt vom 14.12.2007
35Schulen Sch¨ uler davon Privatsch¨ uler
Grundschulen 636 58774 1643
Sekundarschulen 395 115213 92
Gymnasien 117 71217 4286
Integrierte Gesamtschulen 3 2667 0
Kooperative Gesamtschulen 2 1888 0
Schulverbund 436 410
Freie Waldorfschulen 2 510 510
Tabelle 27: Schulen und Sch¨ uler in Sachsen-Anhalt 2003
Schulen Sch¨ uler davon Privatsch¨ uler
Grundschulen 559 65034 3169
Sekundarschulen 188 53829 478
Gymnasien 91 61240 4723
Integrierte Gesamtschulen 4 2708 58
Kooperative Gesamtschulen 3 2469 0
Freie Waldorfschulen 3 584 584
Tabelle 28: Schulen und Sch¨ uler in Sachsen-Anhalt 2006/07
die eine Empfehlung f¨ ur die Sekundarschule erhalten haben und dennoch das Gymna-
sium besuchen wollen, m¨ ussen an einem Eignungsfeststellungsverfahren teilnehmen (§ 2
¨ UbergVO).
In der Sekundarschule erfolgt ab Klasse sieben eine auf Abschl¨ usse bezogene Diﬀe-
renzierung. Die Einstufung ist von den Leistungen in der zentral gestellten Klassenarbeit
abh¨ angig, die am Ende von Klasse sechs in den F¨ achern Deutsch, Mathematik und erste
Fremdsprache geschrieben wird (§ 5 SchulG).
Das Gymnasium umfasst die Klassenstufen f¨ unf bis zw¨ olf. Es wird ebenfalls in den
F¨ achern Deutsch, Mathematik und erste Fremdsprache am Ende von Klasse sechs eine
zentrale Klassenarbeit geschrieben (§ 6 SchulG).
Die integrative Gesamtschule f¨ uhrt ohne Zuordnung zu unterschiedlichen Schulfor-
men zu allen Abschl¨ ussen der Sekundarstufen I und II (§ 5a Abs. 2 SchulG). Die ko-
operative Gesamtschule vereint Sekundarschule und Gymnasium organisatorisch (§ 5a
Abs. 4 SchulG).
Mit dem erfolgreichen Besuch der neunten Klasse der Sekundarschule, der Gesamt-
schule oder des Gymnasiums wird der Hauptschulabschluss erworben. Durch eine
besondere Leistungsfeststellung kann auch der qualiﬁzierte Hauptschulabschluss erwor-
ben werden, der zum Besuch der zehnten Klasse berechtigt (§ 5 Abs. 4 SchulG, §§ 3 u.
364 AbSekVO). Die Aufgaben f¨ ur die besondere Leistungsfeststellung werden zentral vom
Ministerium gestellt und vom Fachlehrer bewertet (§ 11 AbSekVO).
Der Realschulabschluss kann am Ende der zehnten Klasse erworben werden. Der
Sch¨ uler muss dazu die Abschlusspr¨ ufung bestehen und laut Versetzungsordnung in die
n¨ achste – ﬁktive – Klasse versetzt worden sein. Die Pr¨ ufung ﬁndet schriftlich in den
F¨ achern Deutsch, Mathematik und Englisch sowie m¨ undlich in zwei weiteren F¨ achern –
und auf Wunsch des Sch¨ ulers in bis zu zwei der schriftlich gepr¨ uften F¨ achern – statt (§ 13
AbSekVO). Die Aufgaben der schriftlichen Pr¨ ufungen werden vom Ministerium vorgelegt
(§ 17 AbSekVO). Die Bewertung erfolgt durch Lehrkr¨ afte der Schule, in strittigen F¨ allen
entscheidet der Schulleiter als Vorsitzender der Pr¨ ufungskommission52 (§§ 14, 15 u. 17
AbSekVO). Wird die Klasse zehn mit einem bestimmten Notendurchschnitt bestanden,
handelt es sich um den erweiterten Realschulabschluss, der zum Besuch der gymnasialen
Oberstufe berechtigt (§§ 5 u. 6 AbSekVO).
Das Abitur wird schriftlich in den beiden gew¨ ahlten Leistungskursf¨ achern und zwei
Grundkursf¨ achern, sowie m¨ undlich in einem weiteren Grundkursfach und in bis zu zwei
zuvor schriftlich gepr¨ uften F¨ achern abgelegt. Unter den schriftlichen Pr¨ ufungsf¨ achern
sind in jedem Fall Deutsch und Mathematik (§ 20 OstVO). Die Aufgaben f¨ ur die schrift-
lichen Pr¨ ufungen werden ”in der Regel“ zentral durch die oberste Schulbeh¨ orde und in
Ausnahmen von der Schule gestellt (§ 21 OstVO). Die Ausnahmen erstrecken sich auf
Fremdsprachen, Nachpr¨ ufungen und bilingual unterrichtete und Exoten-F¨ acher.
”Die Aufgaben zu den schriftliche Pr¨ ufungen zum Erwerb des Realschulabschlusses
sowie zum Erwerb des Abiturs wurden ... schon immer landeszentral gestellt.“53
Die Aufgaben werden von zwei Lehrern der Schule unabh¨ angig voneinander bewertet,
die Entscheidung bei unterschiedlicher Benotung liegt beim Schulleiter als Vorsitzenden
der Pr¨ ufungskommission54 (§ 29 OstVO).
Rechtsquellen
AbSekVO Verordnung ¨ uber die Abschl¨ usse in der Sekundarstufe I (Stand 20.6.2004)
EingKlassVO Verordnung zur Aufnahme in die Eingangsklassen der Schulen der Sekun-
darstufe I (Stand 11.8.2003)
52An Schulen in freier Tr¨ agerschaft wird der Vorsitzende der Pr¨ ufungskommission durch die Schul-
beh¨ orde bestimmt (§ 14 Abs. 2 AbSekVO).
53Schreiben des Ministeriums vom 19.10.2007.
54Alternativ kann auch eine vom Staatlichen Schulamt bestellte Person den Vorsitz der Pr¨ ufungskom-
mission inne haben, an Schulen in freier Tr¨ agerschaft ist dies vorgeschrieben (§ 23 Abs. 2 OstVO).
37OstVO Verordnung ¨ uber die gymnasiale Oberstufe (Stand 17.11.2006)
SchulG Schulgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (Stand 1.8.2005)
¨ UbergVO Verordnung ¨ uber die ¨ Uberg¨ ange zwischen den Schulformen der Sekundarstu-
fe I (Stand 2.8.2005)
2.15 Schleswig-Holstein
Tabelle 30 weist die Sch¨ uler- und Schulzahlen f¨ ur 2006/07 aus. Die Zahlen f¨ ur 2002/03
in Tabelle 29 stammen vom ehemaligen Statistischen Landesamt Schleswig-Holstein.55
In den Jahren 2003 und 2006 gliederte sich das Schulsystem in Schleswig-Holstein in
die vierj¨ ahrige Grundschule, sowie weiterf¨ uhrend in Hauptschule (f¨ unf oder sechs Jahre),
Realschule (sechs Jahre) und Gymnasium (neun Jahre). Daneben existieren Gesamtschu-
len (§§ 8, 12-14 SchulG).
Nach dem Besuch der Klassenstufe vier wechselten die Sch¨ uler 2003 ohne Versetzungs-
beschluss in die Orientierungsstufe ¨ uber (§ 6 Abs. 4 GrO). Hierbei entscheiden nach
wie vor die Eltern, an welcher weiterf¨ uhrenden Schulart das Kind die Orientierungsstufe
besucht (§ 4 OstO, § 3 Abs. 5 OStVO).
Die Hauptschule umfasst f¨ unf Pﬂicht- und eine freiwillige, zehnte Klassenstufe (§ 3
Abs. 1 HS-O). Der Hauptschulabschluss wurde 2003 mit dem Bestehen der neunten
Klasse zuerkannt (§ 4 Abs. 2 HS-O). Auch ¨ uber den Abschluss nach Klasse zehn, der zum
Besuch der Fachoberschule bzw. der Fachschule berechtigen kann wird an der jeweiligen
Schule entschieden (§ 4 Abs. 3 HS-O).
Die Realschule umfasste 2003 die Klassenstufen sechs bis zehn (§ 3 RO). Die Auf-
gaben der Abschlusspr¨ ufung werden an den jeweiligen Schulen erarbeitet und von der
unteren Schulaufsichtsbeh¨ orde genehmigt (§ 10 RO). ¨ Uber die endg¨ ultige Bewertung der
Pr¨ ufungen entscheidet der Vorsitzende des Pr¨ ufungsausschusses. Dies kann laut §§ 9, 11,
14 RO der Schulleiter sein, und ist es laut Schreiben des Ministeriums vom 10.3.2008
in der Regel auch. Die Regelungen zu den Abschl¨ ussen der Sekundarstufe I haben auch
heute noch Bestand.
Haupt- und Realschulen werden zuk¨ unftig durch Gesamtschulen ersetzt. Diese heißen
Regionale Schulen, wenn der Unterricht in diﬀerenzierten Kursen oder Klassen statt-
ﬁndet (§ 42 SchulG) bzw. Gemeinschaftsschule, wenn binnendiﬀerenzierter Unterricht
55Statistisches Amt f¨ ur Hamburg und Schleswig-Holstein (2007) bzw. www.statistik-sh.de/m4/PDF
/05 Bildung und Kultur/m4 03k05t3a.pdf; In den Zahlen sind 90 private Schulen der d¨ anischen
Minderheit enthalten.
38Schulen Sch¨ uler davon Privatsch¨ uler
Grundschulen 651 120883 2286
Hauptschulen 283 45544 1371
Realschulen 169 64708 1277
Gymnasien 102 71514 1505
Gesamtschulen 24 16622 215
Freie Waldorfschulen 10 4522 4522
Tabelle 29: Schulen und Sch¨ uler in Schleswig–Holstein 2002/03
Schulen Sch¨ uler davon Privatsch¨ uler
Grundschulen 648 119782 2401
Hauptschulen 280 40273 1203
Realschulen 172 63341 1017
Gymnasien 104 80679 1612
Integrierte Gesamtschulen 26 15855 657
Kooperative Gesamtschulen 4 3758 0
Freie Waldorfschulen 10 4762 4762
Tabelle 30: Schulen und Sch¨ uler in Schleswig–Holstein 2006/07
stattﬁndet (§ 43 SchulG).
Gymnasien in Schleswig-Holstein umfassten 2003 die neun Schuljahre f¨ unf bis 13.
(§ 1 OVO) Bereits im Schuljahr 2001/02 waren achtj¨ ahrige Gymnasien m¨ oglich (§ 1
SchulvGyVO).
Das Abitur wird in drei F¨ achern schriftlich abgelegt, darunter die beiden Leistungs-
kurse. Im vierten Pr¨ ufungsfach ﬁnden lediglich eine m¨ undliche Pr¨ ufung statt (§ 7 Abs. 1
OVO). Die Aufgaben werden vom Fachlehrer gestellt (§ 5 Abs. 4 APVO)56 und bewertet.
Der Zweitgutachter stammt i.d.R. von derselben Schule, in Streitf¨ allen entscheidet die
Abiturpr¨ ufungskommision (§ 6 APVO) unter Vorsitz des Schulleiters (§ 1 Abs 1 APVO).
Rechtsquellen
APVO Landesverordnung ¨ uber die Abiturpr¨ ufung f¨ ur die gymnasiale Oberstufe (Stand
14.12.1999 bzw. 14.12.2005)
GemVO Landesverordnung ¨ uber Gemeinschaftsschulen (Stand 12.03.2007)
GrO Landesordnung ¨ uber Aufnahme und Aufsteigen nach Klassenstufen an der Grund-
56Seit 2005 heißt es: ”Die Schulaufsichtsbeh¨ orde kann die Aufgaben ... selbst stellen.“ Wir gehen jedoch
davon aus, dass sich hieraus keine zwingende Entwicklung hin zum Zentralabitur ergibt.
39schule (Stand 08.03.1999)
HS-O Landesverordnung ¨ uber Aufnahme, das Aufsteigen nach Klassenstufe, die Dauer
des Schulbesuchs und den Abschluss an der Hauptschule (Stand 17.06.1991)
OstO Landesverordnung ¨ uber die Orientierungsstufe (Stand 17.06.1991)
OStVO Landesverordnung ¨ uber die Orientierungsstufe (Stand 17.04.2003)
OVO Landesverordnung ¨ uber die Gestaltung der Oberstufe der Gymnasien und Ge-
samtschulen in Schleswig-Holstein (Stand 23.04.2002)
RegVO Landesverordnung ¨ uber Regionalschulen (Stand 25.06.2007)
RO Landesverordnung ¨ uber Aufnahme, das Aufsteigen nach Klassenstufe, die Dauer
des Schulbesuchs und den Abschluss an der Realschule (Stand 27.02.1995)
SchulG Schleswig–Holsteinisches Schulgesetz (Stand 18.12.2002 bzw. 24.01.2007)
SchulvGyVO Landesverordnung zur Durchf¨ uhrung eines Schulversuchs an Gymnasien
zur Erlangung der Hochschulzugangsberechtigung nach acht Schulleistungsjahren
(Stand 24.04.2001)
2.16 Th¨ uringen
Die Sch¨ ulerzahlen f¨ ur Th¨ uringen sind in den Tabellen 31 und 32 dargestellt.57
Die Grundschule umfasst die Klassenstufen eins bis vier (§ 4 Abs. 2 Th¨ urSchulG).
Die ersten beiden Schuljahre der Grundschule sind als Einheit gestaltet. Die Verweildauer
kann entsprechend des Entwicklungsstandes des Sch¨ ulers zwischen einem und drei Jahre
betragen (§ 5 Abs. 1 Th¨ urSchulG).
Die Regelschule umfasst die Klassenstufen f¨ unf bis zehn. In den Klassen f¨ unf und
sechs wird der gesamte Unterricht von allen Sch¨ ulern gemeinsam besucht. Ab Klasse
sieben kann in abschlussbezogenen Klassen oder einzelnen abschlussbezogenen Kursen
unterrichtet werden. Die Einstufung erfolgt auf Empfehlung der Klassenkonferenz und
nach Beratung mit den Eltern, Umstufungen sind bis Klasse neun m¨ oglich. Die letzte
Entscheidung triﬀt die Klassenkonferenz (§ 6 Th¨ urSchulG, § 54 Abs. 7 Th¨ urSchulO).
Mit erfolgreichem Besuch der Klasse neun wird der Hauptschulabschluss, bei erfolg-
reicher zus¨ atzlicher Pr¨ ufung in Deutsch und Mathematik sowie zwei weiteren F¨ achern
57www.schulstatistik-thueringen.de, Waldorfschulen: www.bildungsoekonomie-waldorf.de
40Schulen Sch¨ uler davon Privatsch¨ uler
Grundschulen 501 52777 1141
Regelschulen 319 91627 926
Gymnasien 109 72442 2906
Gesamtschulen 10 5065 733
Freie Waldorfschulen 3 714 714
Tabelle 31: Schulen und Sch¨ uler in Th¨ uringen 2003
Schulen Sch¨ uler davon Privatsch¨ uler
Grundschulen 472 64914 2033
Regelschulen 245 42997 1013
Gymnasien 96 50023 3086
Gesamtschulen 15 6305 1137
Freie Waldorfschulen 5 892 892
Tabelle 32: Schulen und Sch¨ uler in Th¨ uringen 2007/08
der Qualiﬁzierende Hauptschulabschluss erworben (§ 4 Abs. 3 Th¨ urSchulG, § 63 Abs. 2
Th¨ urSchulO). Die Aufgaben in Deutsch und Mathematik werden zentral vom Ministe-
rium gestellt und von zwei Lehrern der Schule bewertet. In strittigen F¨ allen entscheidet
der Vorsitzende der Pr¨ ufungskommission, in der Regel ist dies der Schulleiter (§ 63 Abs. 3
u. § 65 Abss. 1 u. 3 Th¨ urSchulO).
Der Realschulabschluss wird mit erfolgreichem Besuch der Klasse zehn und einer
Pr¨ ufung erworben (§ 4 Abs. 3 Th¨ urSchulG, § 67 Th¨ urSchulO). Die schriftliche Pr¨ ufung
umfasst die F¨ acher Deutsch, Mathematik und erste Fremdsprache, wobei zus¨ atzlich je-
weils eine freiwillige m¨ undliche Pr¨ ufung abgelegt werden kann. Zwei weitere F¨ acher
werden m¨ undlich gepr¨ uft. Die schriftlichen Aufgaben werden zentral vom Ministerium
erstellt. Die Bewertung erfolgt wie beim Hauptschulabschluss.
Das Gymnasium f¨ uhrt die Klassenstufen f¨ unf bis zw¨ olf (§ 4 Abs. 5 Th¨ urSchulG). Es
existiert eine Aufnahmepr¨ ufung, die jedoch nur bei Nichterreichen bestimmter Leistun-
gen zum Tragen kommt (§ 7 Abs. 2 Th¨ urSchulG, § 125 Th¨ urSchulO). Mit der Versetzung
in die zehnte Klasse wird der Hauptschulabschluss erworben (§ 7 Abs. 3 Th¨ urSchulG).
Zur Versetzung in die Klasse elf ist eine zentrale Pr¨ ufung abzulegen. Mit der Versetzung
wird der Realschulabschluss erworben (§ 7 Abs. 6 Th¨ urSchulG).
Gesamtschulen umfassen die Klassenstufen f¨ unf bis zehn und k¨ onnen mit einer
dreij¨ ahrigen gymnasialen Oberstufe verbunden sein (§ 4 Abs. 9 Th¨ urSchulG).
Die Abiturpr¨ ufung umfasst vier F¨ acher. Die beiden Leistungsf¨ acher sowie ein Grund-
fach werden schriftlich, ein weiteres Grundfach m¨ undlich abgepr¨ uft (§ 92 Th¨ urSchulG).
41Die Bewertung erfolgt wie beim Hauptschulabschluss (§ 99 Th¨ urSchulO).
Die Bestimmungen haben sich, soweit sie f¨ ur diese Arbeit von Interesse sind, zwischen
2000 und heute nicht ge¨ andert (Schreiben des Ministeriums vom 4.4.2008)
Rechtsquellen
Th¨ urSchulG Th¨ uringer Schulgesetz (Stand 30.04.2003 bzw. 04.04.2007)
Th¨ urSchulO Th¨ uringer Schulordnung (Stand 27.02.2003 bzw. 07.04.2004)
423 Zusammenfassung
Die Tabellen 33 bis 35 stellen die unterschiedlichen Bestimmungen aus den PISA-Jahren
2000 bis 2006 noch einmal zusammenfassend dar.
Die Spalten 2 und 3 (mit der gemeinsamen ¨ Uberschrift Entscheidung) geben Auskunft
¨ uber die Klassenstufe nach der die Entscheidung ¨ uber die Schulform in der Sekundarstu-
fe f¨ allt. Hierbei ist zu beachten, dass bspw. in Mecklenburg-Vorpommern zun¨ achst nach
der vierten Klasse f¨ ur die Mehrheit die Entscheidung dar¨ uber ansteht, ob ein Sch¨ uler
entweder das Gymnasium besucht, oder in eine in Klasse 5 noch undiﬀerenzierte Se-
kundarschule ¨ ubergeht. Daher weisen hier beide Tabellen in Spalte 2 das vierte und in
Spalte 3 das sechste Schuljahr aus. In vielen Bundesl¨ andern sind die Klassen 5 und 6 als
Orientierungs- oder Erprobungsstufe bezeichnet. Da ein Wechsel zwischen den Schulfor-
men außerordentlich selten ist, haben wir uns entschlossen, hier keine Diﬀerenzierung
vorzunehmen. Eine Ausnahme bilden Bremen und Niedersachsen 2003 weil dort die Ori-
entierungsstufe tats¨ achlich eine eigenst¨ andige Schulform war.
Dar¨ uber hinaus ist in den Spalten 2 und 3 jeweils angegeben, ob letztlich der Wunsch
der Eltern oder die Leistung des Sch¨ ulers ausschlaggebend f¨ ur die Wahl der weiterf¨ uhren-
den Schule ist. Test meint hier sowohl Grundschulnoten bzw. -empfehlung, als auch
Aufnahmetests an Gymnasien oder Realschulen.
Die Spalten 4 bis 9 geben an, ob der jeweilige Schulabschluss zumindest teilweise
auf einer zentralen Pr¨ ufung beruht. Dabei steht f¨ ur jeden der drei Abschl¨ usse in der
ersten Spalte ob die Aufgabenstellung zentral erfolgt und in der zweiten Spalte, ob die
Bewertung zentral erfolgt. Eine zentrale Bewertung liegt unserer Meinung nach dann
vor, wenn f¨ ur die ¨ uberwiegende Zahl an Abschlussarbeiten die letzte Entscheidung ¨ uber
die Benotung bei einem Gutachter liegt, der nicht an der Schule besch¨ aftigt ist, an
der die jeweiligen Sch¨ uler unterrichtet wurden. Die Angaben zum Hauptschulabschluss
orientieren sich dabei immer am einfachen, nicht am qualiﬁzierenden Abschluss.
F¨ ur Brandenburg, Nordrhein-Westfalen und das Saarland haben wir uns f¨ ur das Abi-
tur 2006 gegen die Einstufung als zentral bewertete Abschlusspr¨ ufung entschieden, da
hier Erst- und Zweitkorrektur an der betroﬀenen Schule stattﬁnden, und nur bei Abwei-
chungen ein Drittkorrektor auf den Plan tritt. Wir gehen davon aus, dass Kollegen der
gleichen Schule einen Weg ﬁnden werden, die externe Drittkorrektur zu vermeiden.
Die letzten beiden Spalten zeigen den Anteil an Sch¨ ulern, die an Gesamt- bzw. Pri-
vatschulen unterrichtet werden. Als Gesamtschulen haben wir alle Schulformen gez¨ ahlt,
an denen Sch¨ uler, die unterschiedliche Schulabschl¨ usse anstreben, zumindest in einigen
43F¨ achern gemeinsam unterrichtet werden. Darunter fallen bspw. alle Formen von kombi-
nierten Haupt- und Realschulen.
Die Daten k¨ onnen nun in vielf¨ altiger Weise f¨ ur die weitere Forschung genutzt werden:
Zum einen w¨ are es interessant zu untersuchen, ob das Urteil der Lehrer oder das der
Eltern die bessere Prognose f¨ ur die richtige weiterf¨ uhrende Schule ist. Dabei ist m¨ ogli-
cherweise auch von Bedeutung, wann die endg¨ ultige Wahl der Schulform stattﬁndet.
Zum anderen sind nun genauere Untersuchungen der Wirkungen zentraler Abschl¨ usse
m¨ oglich. Es kann zwischen zentraler Aufgabenstellung und zentraler Bewertung un-
terschieden werden. Wenn Daten nach Schulformen getrennt vorliegen, ist eine solche
Analyse sicher besonders fruchtbar. Falls nicht, dann sollte vielleicht ein gewichteter
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